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10. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten vom 15. Febr. 
„Präſident Grabow eröffnet die Sitzung um 10% Uhr. Am Miniſter⸗ 
tiſch der Miniſter Graf Bernſtorff, als Regierungs⸗Commiſſ, der geheime 
Legationsrath Abeken, v. Bernuth, ſpäter v. d. Heydt. Die Tribünen 
ſind minder überfüllter als geſtern, aber ſtark beſetzt. f 

Der Präſident publicirt die Zuſammenſetzung der Commiſſton, welche für 
den italieniſchen Antrag, ſowie für die beiden in der deutſchen Frage einge⸗ 
brachten Anträge gewählt worden iſt. Sie beſteht aus den Abgg. Techow, 
Kriger (Goldapp), v. Rönne (Solingen), Krebs, Simſon, v. Rönne (Glogau), 
Bürgers, Behrend, Strohn, Virchow, Immermann, Dahlmann, v. Carlowitz, 
Teen, Schulze (Berlin), Lette, Pannier, Gerlich, Fubel, v. Vaerſt, von 
Beughem. Abg. v. Carlowitz iſt Vorſitzender, v. Rönne (Solingen) deſſen 
Stellvertreter, Abg. Kriger Schriftführer, Abg. Dahlmann deſſen Stell⸗ 
vertreter. (Wir ergänzen bei dieſer Gele enheit, daß der Antrag Albrecht 
der der Grabow'ſchen und Bockum⸗Dolffsſchen Fraction iſt, der nur in Folge 
der alphabetiſchen Neibenfolgeber Untergeiner den Namen des obengenannten 
Herrn Abgeordneten an der Spitze trägt.) f 

Von dem Abg. Bresgen (lib kath.) iſt ein genügend unterſtützter An⸗ 
trag eingereicht, der das Haus auffordert, in einer Reſolution die Nothwen⸗ 
digkeit einer auf Schaffung der Centralgewalt und des Parlaments gerichte⸗ 
ten deutſchen Politik und einer entſprechend liberalen Politik im Innern aus⸗ 
zuſprechen. Der Ausbau der preuß. Verfaſſung in ihrem urſprünglichen 
Geiſte und die Reform der demſelben widerſprechenden Inſtitutionen wird in 
dem zweiten Theile des Antrags beſonders betont. Der Antrag geht eben⸗ 
falls an die deutſche Commiſſion. 

Der Abg. v. Rönne (Glogau) hat einen den Judeneid betreffenden An⸗ 
trag eingereicht, der der Juſtizj⸗Commiſſion überwieſen wird. 

Man geht hierauf in der heſſiſchen Debatte weiter. Der erſte Red⸗ 
ner (gegen den Commiſſionsantrag) eingeſchrieben iſt: 

Abg. v. Carlowitz: Meine Stellung in der Rednerliſte erklärt ſich 
daraus, daß ich in der Commiſſion ein Amendement dahin geſtellt habe, nach 
den Worten des We welche die Regierung zur Aufbie⸗ 
tung aller Mittel auffordern, auch als mögliche Eventualität ein bewaffnetes 
Einſchreiten ſelbſt wider Willen des Bundes anzurathen. Das Amendement 
iſt in der Commiſſion gefallen und ich will daſſelbe hier nicht aufnehmen, 
damit man mir nicht den Vorwurf mache, ich habe in dieſer wichtigen Frage 
den Erisapfel in die Debatte geworfen. Aber die Bedeutung des Ausdrucks, 
den auch ihre Comm. gebraucht: „alle Mittel zur Wiederherſtellung des 
Rechts in Kurheſſen einzuſetzen“, in dieſem Sinne darlegend, möchte ich, daß 
die preuß. Regierung auch vor den äußerſten Conſequenzen nicht zurückbeben 
dürfe. Vor zwei Jahren hat die Regierung ihren Standpunkt in dieſer ee 
feſtgeſtellt und ihn auch, ob mit Energie, laſſe ich dahin geſtellt, bis jetzt feſt 
gehalten. ſt es nun gelungen, die Mehrheit der Bundesregierungen oder 
die kurfürſtliche Regierung für die preußiſche Anſicht zu gewinnen? Im 
Gegentheil, die Lage des heſſiſchen Volkes hat ſich verſchlimmert. Dieſer 
Umſtand in Verbindung mit den Noten Oeſterreichs und der Würzburger 
hat Ihre Commiſſion zu einer jhärferen gan ihres Antrags veranlaßt. 
Es frägt ſich nun, ob der Ausdruck „alle Mittel“ ſich nur auf die im Bundes⸗ 
recht geſteckten Grenzen beſchränkt oder allein in der Macht Preußens ſeine 
Begrenzung findet. Die Mittel können nun folgender Art ſein: Erſtens: 
eine verſchärfte Drohung. Jedermann ſieht ein, daß die nichts fruchten wird. 
Das zweite wäre: die Abberufung unſeres Geſandten aus Kaſſel. Ich glaube 


aber, der kaſſeler Hof würde ſich über die Abweſenheit des Hrn. v. Sydow] 5 


ſehr ſchnell tröſten. (Bravo.) Das dritte Mittel iſt die Erklärung, daß 
Preußen für den Fall des Ausbruchs von Unruhen in Heſſen der Regierung 
nicht beiſtehe und fremde Intervention abhalten werde. Das wäre ſchon 
beſſer, aber es würde nur ein halbes Vertrauen verrathen. Es könnte unter 
Umſtänden erfolglos ſein, ja in ſein Gegentheil umſchlagen. Es wären näm⸗ 
lich zwei Fälle möglich. Entweder würde das heſſiſche Volk ſich fügen und 
das Unrecht über ſich ergehen laſſen, und dann würde Preußens Inactivi⸗ 
tät dazu beigetragen haben, das Rechtsbewußtſein in Deutſchland von Grund 
aus zu erſchüttern und jede Verfaſſung vom Bundestage abhängig zu machen. 
Oder das heſſiſche Volk fügte ſich nicht, und dies iſt nach der geſtrigen tele: 
graphiſchen u, ſehr wahrſcheinlich, dann würde die Inactivität 
Preußens eine Flamme angeſchürt haben, die ſich bald nach Preußen und 
durch ganz Deutſchland ausbreiten könnte, in einem Augenblicke, wo es ihm 
leicht geweſen, die Funken zu erſticken. (Bravo.) Das vierte Mittel, welches 
ich für das geeignete halte, iſt das eigene bewaffnete Einſchreiten Preußens 


nun allerdings darauf an, ſich die Conſequenzen und das Recht Preußens 
zu dieſem Schritte klar zu machen. Der Abg. Plaßmann hat geſtern als 
oberſtes Grundgeſetz des Bundes den Frieden unter den deutſchen N 
betont. Ich wünſchte aber, er hätte dieſem Grundſatze vor 10 Jahren 
Geltung verſchafft, als Oeſterreich und Baiern in Kurheſſen eingeſchritten. 
(Heiterkeit. Bravo.) 

„Der Friede ijt eine ſchöne Sache, aber das Reht ſteht mir höher, und 
ein Friede ohne Freiheit und Recht ift nichts als ein ſtinkender Sumpf voll 
Unkraut und Molche. (Lebhaftes Bravo von beiden Seiten.) Die Zeit der 
Interventionen der deutſchen Mächte zu Gunſten der heſſiſchen Regierung 
iſt aber vorüber. Die ſüddeutſchen Landesvertretungen, aufgeklärt durch die 
zehnjährige Mißregierung in Kurheſſen, würden ihren Regierungen die Mit⸗ 
tel zu einer ſolchen Intervention verſagen. Oeſterreich aber, geſchwächt in feinen 
Jinanzen, bedrängt durch einen heftigen Racenkampf, bedroht durch auswär⸗ 
lige Feinde, befindet ſich auch nicht in der Lage, eine ſolche Intervention 
vorzunehmen. Ich gehe indeß noch weiter als der Abg. Virchow; ich meine, 
die deutſchen Mächte würden ſich nicht blos ſcheuen, der Stimme des Volkes 
ſich zu widerſetzen, die meiſten würden der preußiſchen Regierung ſich an: 
ſchließen, die einen aus edlem anerkennenswerthem Rechtsgefühl, die andern 
aus Neid und Mißgunſt, beſorgt, Preußen nicht als den alleinigen Wieder⸗ 
herſteller des Rechts vor dem ganzen Deutſchland gelten zu laſſen. Unſere 
bisherigen moraliſchen Eroberungen haben wahrlich den deutſchen Regierun⸗ 
gen noch keine ſchlafloſen Nächte gemacht. Das bewaffnete Einſchreiten in 
Heſſen aber würde einen Alp für die Herren ſchaffen, der ihnen viel ſchlaf⸗ 
loſe Nächte und ſehr böſe Träume verſchaffte. Der erſte Siegeszug in der 
deutſchen Frage wird in Heſſen gethan werden. Man weiſe nicht auf die 
Einmiſchung des Auslandes hin. Die Zeit iſt vorbei, wo, wie vor zehn 
Jahren, ein Abgeordneter ſich entblödete, den Kaiſer Nikolaus den Vater 
auch unſeres preußiſchen Vaterlandes zu nennen. Die auswärtigen Mächte 
haben andere Sorgen als Kurheſſen. Frankreich hat auf ſeiner Tagesord⸗ 
nung ſein wachſendes Deficit, Rußland die Bauern⸗Emancipation, England 
die Loſung: Krieg oder Baumwolle (Heiterkeit). So lange Preußen aller⸗ 
dings ſeine Thätigkeit vom Willen des Bundestages abhängig macht und 
ihn anerkennt, wird es ſich freilich majoriſiren laſſen müſſen. Ich halte es 
auch nicht für den Beruf Preußens, als Don Quixote des Rechts überall in 
der Welt gerade zu machen, was krumm iſt. Dazu fehlt uns die Macht, 
und baben wir auch bei uns noch zu viel zu thun. (Bravo.) In Kurheſſen 
aber fordert dies unſer eigenes Intereſſe. Hier gilt vor Allem der Satz: 
Tua res agitur, paries dum proxima ardet, hier gilt es die Bewahrung des 
monarchiſchen Princips. Und was die Frage des Rechts betrifft, hat nicht 
bisher, wenn Unruhen in einem deutſchen Staate ausbrachen, ein anderer 
intervenirt, um ſie zu unterdrücken; habe nicht vor zehn Jahren das Ein⸗ 
ſchreiten der Oeſterreicher und Baiern eidestreue Männer um ihr verfaſ⸗ 
ſungsmäßiges Recht gebracht? Warum ſollen wir nicht jetzt einmal den 
Spieß umkehren können, da das Uebel von oben kommt? Manche werden 
das Mittel, das ich anrathe, revolutionär nennen; ich nenne es nur Recht. 
Wenn mich Jemand fragt, wer dem monarchiſchen Princip mehr Abbruch 
gethan, ob Hecker oder Haſſenpflug, jo antworte ich ohne Bedenken: Haſſen⸗ 
pflug. Die bewaffnete preußiſche Intervention iſt durch die Ehre Preußens 
geboten. Ich meine, nachdem die preußiſche Regierung zehnmal vergeblich 
die kurheſſiſche auf einen andern Weg zu bringen verſucht hat, wäre es Zeit, 
daß der Herr Miniſter des Auswärtigen ſeine Notenmappe endlich geſchloſſen 
dem Kriegsminiſter übergebe mit den Worten: „Ich habe das Meinige gethan, 


der Hofloge, in der inzwiſchen der Miniſter v. Schleinitz erſchienen iſt.) Ge⸗ 
genüber den identiſchen Noten kann in der That die preußiſche Regierung 


nichts Beſſeres in der deutſchen Frage thun, als in der kurheſſiſchen raſch 
und entſchieden zu handeln. (Anhaltendes Bravo.) 

Abg. Dr. Freſe: Zum drittenmale beſchäftige ſich das Haus mit dieſer 
Frage, deren Standpunkt im Weſentlichen derſelbe geblieben ſei. Wenn aber 
dem heſſiſchen Volke nicht von hier (der Tribüne) und dort (Miniſtertiſch) 
Hilfe komme, ſo werde ſie ihm niemals kommen. Für Erſte wolle er einigen 
Rednern des vergangenen Tages antworten, deren Behauptungen um ſo un⸗ 
erklärlicher ſeien, da ihnen doch gerade in der heſſiſchen Frage eine ganze 
Literatur zu Gebote ſtehe, die ſie hätten zu Rathe ziehen können. Wer den 
heſſiſchen Ständen Vorwürfe mache, wer Männer wie Wippermann, Schwar⸗ 
zenberg, Henkel, Oetker, Nebelthau angreifen wolle, müſſe ſelbſt erſt beſſere 
Verdienſte um deutſche Freiheit und Recht haben. (Zuſtimmung.) Die heſſi⸗ 
ſchen Stände hätten ſchon in der vormärzlichen Zeit genug verſucht, dem 
materiellen Wohl des Volkes abzuhelfen. (Redner verlieſt, um dies zu ber 
weiſen, zu Stellen aus einem Buche ſeines Freundes Adam Pfaff — 
auch eines Gehaſſenpflugten! —, nach welchem die Regierenden in Heſſen 
abſichtlich keinen großen Werth auf die materiellen Intereſſen gelegt hätten, 
weil etwas Noth ſehr gut und heilſam ſei, damit das Volk Herrn Jeſum 
erkennen lerne, und Wohlleben gebäre Sünde. Hört! hort! und Beifall 
links.) Den Bau einer wichtigen Eiſenbahn ſei fürſtlicher Intereſſen wegen 
aufgegeben worden. Jeder wiſſe, wie mit dem Vermögen des Landes allem 
Widerſpruch der Stände zum Minder Sc e dem Lande 1 Mill. Ein⸗ 
künfte entzogen worden ſei. Miniſter Schäffer habe die Stände dadurch zur 
Bewilligung der Gelder für das reorganifirte Heer überreden wollen, daß 
er ihnen ſagte, ſie verletzten durch ihre Weigerung das monarchiſche Prin⸗ 
zip. (Hört! und Heiterkeit.) Er hoffe, der Abgeordnete, der jene Stände an⸗ 
geklagt, (Plaßmann II.) werde in einem ähnlichen Falle denſelben Muth, 
wie jene Stände zu beweiſen wiſſen. (Bravo links.) Was dieſe ga ſelbſt 
anbetreffe, ſo ſei ſie nie eine bloße Rechtsfrage geweſen, ſondern ſie ſei eine 
Machtfrage, eingehüllt in die Fetzen einer Rechtsfrage; fie ſei auch nie eine 
innere geweſen, ſondern ſtets eine deutſche Verfaſſungsfrage, eine Frage 
der preußiſch⸗deutſchen Macht. Es hade ſich bei der bregenzer Verſchwörung 
um Demüthigung Preußens gehandelt. Oeſterreich habe damals ſeinen 
Siegeszug bis nach Schleswig⸗Holſtein, in die Heimath des jetzigen Mini⸗ 
ſters v. Bernſtorff 1 öge jetzt die kurheſſiſche Frage für Preu⸗ 
ßen der Weg nach Schleswig⸗Holſtein werden. — Preußen als ein großer 
und mächtiger Staat, müſſe über die Nen Badens hinausgehen; es 
müſſe die Worte des Antrags: „mit allen Mitteln erſtreben“, zu Wahr⸗ 
heit machen. „Alle Mittel, heiße nicht gleich das letzte. N 

Noch habe man nicht einmal die einfachſten diplomatiſchen Mittel ange⸗ 
wendet, deren man ſich ſonſt in ähnlichen Fällen bediene. Kurheſſen ſei 
hier in Berlin jetzt noch durch einen Geſandten vertreten, der ſich als rüſti⸗ 

en Genoſſen Haſſenpflugs gezeigt, den hätte Preußen nicht annehmen dür⸗ 
en; und Herr v. Sydow, der uns in Kaſſel vertrete, habe auch dort den 
Satz zur Wahrheit gemacht, daß man bei unſerer Diplomatie faſt nur von 
Mißerfolgen ſprechen könne; zer habe in 10 Jahren nicht das S 
durchgeſetzt, und müſſe durch einen anderen Diplomaten erſetzt werden. 
ſchlage dazu den Abgeordneten vor, der ſo eben ſeine Anſicht ſo kräftig ver⸗ 
fochten, v. Carlowitz (große Heiterkeit), deſſen Auftreten, wenn Preußen zu⸗ 
gleich an der heſſiſchen Grenze eine genügende Truppen ⸗Abtheilung zuſam⸗ 
menziehe und erkläre, daß dieſesmal nicht das Land, ſondern der Kurfürſt 
die Kriegskoſten zu tragen habe, werde gewiß einen ſtarken Eindruck machen. 
(Große Heiterkeit.) Man ſagt nun, im Falle eines Vorgehens reize man 
den Widerſtand und müſſe den Ausgang des Krieges dem Zufall überlaſſen. 
Das ſei richtig. Man müſſe weiter gehen. Zumal ſeit die Noten vom 2ten 
ebruar die ganze Sachlage verändert hätten. Ihr eriter Eindruck im Lande 
ſei wichtiger als das, was man vielleicht ſpäter aus ihr machen werde; ſie 
habe allgemein die Anſicht hervorgerufen, man drohe uns mit einem zwei⸗ 
ten Olmütz. Deshalb ſei es Pflicht Preußens, ſich bei Zeiten zu rüſten, und 
Pflicht des Hauſes, die Regierung zu dieſer Rüſtung aufzufordern. wohl 
welche freundſchaftliche Bedenken könnten wir gerade in Preußen doch wohl 
nicht gut haben. — Habe nicht Oeſterreich 1815 unſer Gebiet zerriſſen, ſtatt 
dazu beizutragen, uns zu conſolidiren? Habe nicht noch 1859 der Kaiſer 
von Oeſterreich in ſeinem larenburger Manifeſt dem preußiſchen Monarchen 
eine Unwahrheit ins Geſicht geſchleudert, die bis jetzt noch nicht zurückge⸗ 
nommen ſei? Der Preußenhaß in Oeſterreich ſei anz der alte; man be⸗ 
trachtet Preußen noch immer als einen Parvenn. (Widerſpruchfbei den Ka⸗ 
tholiken.) Der Miniſter Graf Bernſtorff werde ihm das, trotz dieſes Wider⸗ 
ſpruchs, beſcheinigen können. Dieſer Preußenhaß ſei verkörpert in dem ver⸗ 
biſſenen Miniſter des Auswärtigen, Grafen Rechberg. Oeſterreich, das noch 
an den Wunden des Concordats blute (lebhafter Widerſpruch bei den Ka⸗ 


Deutſchland“ geweſen. Dem gegenüber habe das Miniſterium die Pflicht, 
ſchnell und energiſch zu antworten, und zwar: 1) in Turin mit der Aner⸗ 
kennung Italiens, 2) in Frankfurt mit dem Austritt aus dem Bundestage, 
und 3) in Kaſſel. Es 1 die Sache Kurheſſens ſelbſt in die Hand neh⸗ 
men. Gerade die heſſiſche ngelegenheit biete die Gelegenheit zur Gründung 
eines engeren deutſchen Bundes; Niemand werde glauben, daß man in 
Deutſchland ohne jeden Conflict mit Oeſterreich vorwärts kommen könne; 
deshalb müßten wir den Kampf auf dem für uns aue ſten Terrain orga⸗ 
niſiren, und das ſei Kurheſſen, denn da träfe die 5 eit Deutſchlands mit 
dem Intereſſe der preußiſchen Macht zuſammen. Faſt möchte man fagen, 
das Schickſal habe gerade dieſe Frage für Preußen offen gehalten, damit 
wir in ihr vorgehen könnten. (Heiterkeit.) Nun ſei von formellem Recht ge⸗ 
ſprochen. Ja, nur ein barmloſes Gemüt koͤnne annehmen, daß wir in 
Deutſchland ohne jeden Conflict mit dem ei Recht vorwärts können. 
In dem Gedanken, das Bundesrecht zu brechen, liege aber keine Gefahr, 
denn das ſei ſchon verletzt, ſei gebrochen, durch die Bregenzer, denen wir 
gain ftänden, wie Richter dem Verbrecher, deſſen einziges Recht die 

krafe ſei. Das Recht, vom Bundesrecht zu ſprechen, hätten jene verwirkt. 
Einen Zauber aber gebe es geoen jede Gefahr — der fei, daß gerade der 
heſſiſche Boden für uns zum Kampfplatz werde, der Boden, auf welchem wir 
angethan ſeien mit dem Harniſch des deutſchen Rechtes. Von Preußen 
werde es dann nicht nur heißen: viros acquirit eundo, ſondern auch viros 
acquirit, denn alle Männer Deutſchlands werde es in einem ſolchen Vor⸗ 
wärtsſchreiten für ſich gewinnen. 

Ein letzter Punkt, weshalb er ein Vorgehen der Regierung mit aller 
Energie wolle, ſei die Rücksicht auf die inneren Fragen, die Hoffnung auf 
eine ſegensreiche Rückwirkung eines eneagüjihen Vorgehens auf unſer Land. 
Wir befinden uns in einer Zeit der Stagnation; es fehlt uns der Auf: 
ſchwung. Man theoriſirt, man legitimifirt, man betont das Recht der Krone, 
während Niemand im Lande es in Abrede ſtellt; man ſpricht von einem 
angetaſteten Recht des Kriepäherei, während wir doch die Militärfrage nur 
als eine finanzielle, materielle, conſtitutionelle betrachten und das Riecht des 
Kriegsherrn ſtärken und vermehren mochten, indem wir ihn zum Kriegs⸗ 
herrn in Deutſchland machen (Bravo links). Je mehr jene Partei, die dieſe 
Begriffsverwirrung hervorruft, im Lande Anhänger verliert, deſto mehr 
möchte ſie am Hofe gewinnen. Die jetzt herrſchende Schwüle läßt ſich nur 
durch eine befreiende That beſeitigen. In der kurheſſiſchen 
eine ſeltene 4 a aller Parteien, aller Klaſſen der Bevölkerung; jeder 
brave Offizier fühlt daſſelbe, wie jeder gutmüthige Abgeordnete. Namentlich 
über die Schwierigkeiten in der Militärfrage werden wir am beſten — im 

rieden — zum Wohle des Volkes und der Krone hinwegkommen, wenn die 
Regierung eine Politik verfolgt, wie wir fie wünſchen, zu der fie doch keinen 
Mann mehr nöthig hat, und wenn fie im Verfolg dieſer Politik erkennt, daß 
Preußen mächtig ſich ſtellen kann in Deutſchland, ohne ſein Volk zu be⸗ 
laſten, und daß es mit einer deutſchen Politik zu gleicher Zeit die Mittel 
0 0 welche ihm nöthig ſind, um die Stellung in Deutſchland zu 
aupten. 

Meine Herren! So wahr den Herren Miniſtern die Erfüllung des Frie⸗ 
dens am Herzen liegt, ſo dringend ſchiebe ich es ihnen ins Gewiſſen, das 
Votum des Hauſes in der heſſiſchen Sache kein müßiges fein zu laſſen, 
ſondern ihm Kraft und Form zu geben! (Lebhaftes Bravo.) 


Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten Graf Bernſtorff: Der Herr 


ur Wieverherſtellung des Rechts in Kurheſſen, nachdem vorher eine ener- tholiken; Bravo links) ſpürte neue Triumphe in Deutſchland aus. Minister] 
gische Note in Frankfurt und Kaſſel ſich als vergeblich erwieſen. Es kommt] Beust wage es ſogar, an die Zeit zu erinnern, wo Oeſterreich, Herr in 


Vorredner hat auf Schleswig⸗Holſtein als auf meine Heimath hingewieſen. G 
thun Sie jetzt das Ihre.“ (Bravo — der Miniſter lächelt und blickt nach Ich 8 25 d 


bin weder dort geboren, noch erzogen; ich bin nur Preuße, und will 
nichts Anderes ſein. (Bravo rechts.) 5 . 
Abg. Kerſt (die Bänke des Hauſes ſind meiſt leer, und die Unruhe macht 


rage herrſcht] Volk 


das Verſtehen des Redners ſehr ſchwer) conſtatirt, daß die Regierung ſich 
nicht unumwunden dem Commiſſions⸗Antrage angeſchloſſen habe, und ſpricht 
die Hoffnung aus, daß ſie wenigſtens den im Reichenſpergerſchen Antrage 
ausgeſprochenen Standpunkt nicht einnehme. Der Redner verzichtet auf ein 
nochmaliges Eingehen darauf, ob die heſſiſche Frage eine Rechtsfrage oder 
eine rein politiſche ſei, ſowie auf eine Inbetrachtnahme der von den Abg. 
Reichenſperger und Plaßmann aufgeſtellten Deductionen und fährt dann 
fort: Ein Punkt aber, der noch nicht berührt iſt und mir der wichtigſte 
ſcheint, das iſt der Eid, den der jetzt regierende Kurfürſt auf die Verfaſſung 
von 1831 geſchworen hat. Wer hat Oeſterreich und den Würzbürgern die 
Befugniß ertheilt, geſchworene Eide aufzulöſen! Dann aber muß ich be⸗ 
kennen, nach meiner bürgerlichen Anſicht iſt, wer ſo den geſchworenen Eid 
verletzt, wer es auch ſei, ein Eidbrüchiger und ein Meineidiger. Das kur⸗ 
heſſiſche Volk folgt vertrauensvoll dem preußiſchen Volk und ſeiner Regie⸗ 
rung, aber 15 jede Gefahr, welche von dort kommen ſollte, weiß ſich der 
Kurfürſt geſichert unter öſterreichiſchem Schutz. Denn das wird durch die 
Geſchichte bewieſen, daß deutſche Fürſten gegen das Streben der Völker nach 
nationalem Recht und nationaler Macht immer Schutz geſucht haben bei 
fremden Fürſten. Oeſterreich hat daher hier wieder ein Mittel, ſein Streben, 
Deutſchland in Abhängigkeit von ſich zu bringen, zu verfolgen. Und was 
ſetzt Preußen dem gegenüber? Widerſpruch in 155 innern Verwaltung und 
Schwanken ſeiner äußern Politik ſchon ſeit Jahren. Kein Wunder daher, 
wenn, namentlich nach Olmütz, der Glaube an Deutſchland, an Preußens 
Macht völlig ſank, und doch faßte man wieder Muth, als mit der neuen 
Aera die Möglichkeit hervortrat, daß Preußens deutſcher Beruf in preußi⸗ 
ſchen Thaten, durch das preußiſche a ausgeführt, ſich wieder erfüllen 
könnte. Oeſterreich dagegen und die Würzburger verachten Preußen, muthen 
ihm die Rückkehr nach Olmütz zu in dem Augenblick, wo die kurheſſiſche 
e e im preußiſchen Abgeordnekenhauſe zur Verhandlung kommen ſoll, wo 
eſſäche Steuerexecutoren in Hanau umherziehen. Um ſo mehr iſt daher 
der noch immer andauernde Mangel an einheitlichen Gedanken in preußi⸗ 
ſchen Regierungskreiſen zu bedauern, af es immer nur noch Reſſortminiſter 
giebt, und hinter dieſen noch andere Perſonen von Einfluß ſtehen. Die 

ontinuität mit Olmütz repräſentirt ſich ja im Miniſterium ſelbſt; der Herr 
Handelsminiſter iſt ja College des Mannes geweſen, der damals dem Mini⸗ 
ſterium präſidirte, und die alte reactionäre Verwaltungsmaſchine arbeitet 
fort u. ſ. w. (Redner wird hier vom Präſidenten zur Sache gerufen.) Ich 
kann dem Miniſterium in feiner jetzigen Zuſammenſetzung kein volles Ver⸗ 
trauen zuwenden. Der Miniſter des Auswärtigen hat angekündigt, daß die 
kurheſſiſche Frage wieder ſchwebe, aber leider ſchwebt ſie ſchon ſeit 10 Jah⸗ 
ren, und wir werden, glaube ich, das Ende der kurheſſiſchen Frage nicht er⸗ 
leben. Von den Mitteln, wie ſie bisher angewendet ſind, verſpreche ich mir 
nur geringe Wirkung. Offen muß es vielmehr ausgeſprochen werden, daß 
die heſſiſche Frage nur durch das preußiſche Schwerdt zu löſen iſt. Ich 
habe keinen hierauf gerichteten Antrag geſtellt, aber verpflichtet hielt ich mich 
dem Lande gegenüber, meine Meinung auszusprechen. Die preußiſche Ge⸗ 
ſchichte giebt uns die Lehre, daß Preußen nur durch raſches Zuſchlagen in 
ſeiner Machtentfaltung vorwärts gekommen iſt, und wie wir gewachſen ſind, 
müſſen wir weiter vorwärts. Soll es nur geſtattet fein, für das Unrecht 
die Waffen zu erheben, wie einſt bei dem Eindringen der Oeſterreicher und 
Baiern in Heſſen, und nicht auch für das Recht? Schon während die jetzi⸗ 
gen Debatten vorbereitet wurden, nach Uebergabe der jüngſten würzburger 

oten und vor der hanauer Execution hätte man preußiſche Regimenter 
nach Heſſen ſchicken müſſen. Das und die Anerkennung Italiens wären die 
allein richtige e der Noten geweſen. Allerwärts ringen die 
Nationen jetzt nach Selbſtändigkeit, und die deutſche kann hier nur dann er⸗ 
rungen werden, wenn feine eine Hälfte, Preußen, ſich mit der andern ver⸗ 
einigt. Mag dann Oeſterreich ſeine eigenen Bahnen wandeln. Zeigt ſich 
aber Preußen unfähig, unterwirft es ſich, wie ich fürchte, Oeſterreich ohne 
Schwerdtſchlag, dann verſinkt es unwiderruflich in Verachtung. Daß dies 
Bun Sau dazu bedarf es Männer für unſere Leitung von dem Cha⸗ 
rakter Steins. 


Abg. Dr. Lüning (ſehr unverſtändlich) richtet ſich zunächſt gegen die 
Ausführungen des Abg. Plaßmann, und knüpft dann an das Wort Pfordtens 
an, daß in der heſſiſchen Sache die deutſche verhandelt werde, dem er bei⸗ 
timmt. Das Völkerrecht geſtatte wohl bei den Zuſtänden einer Enclave ein 

ort mitzureden. Es ſei aber nicht ſo kriegeriſch geſtimmt, daß er den 1 
Kriegsminiſter erſuchen möchte, dem heſſiſchen Volke mit einer Mobilmachung 
u Hilfe zu kommen, und wenn Jemand etwa geglaubt habe, in ſolchen 

kaßregeln den Schlüſſel zum Herzen der Abgeordneten zu finden, ſo habe 
dieſer ſich ſicherlich, wenigſtens in ihm (Redner) und ſeinen Freunden ges 
äuſcht. Man habe mit 1 
Diplomaten aufgegeben, deutſch zu ſchreiben; er (Redner) würde ſich mehr 
gt wenn der Hr. Miniſter den geeigneten Mann nach Kaſſel Koide und 
hm auftrage, dort auch einmal deutſch zu reden. Er warne, ſo ſchließt er, 
daß Angeſichts der jetzigen Politik es nicht einſt hieße: Ich habe gewünſcht, 
den Nachfolger des Frhrn. v. Schleinitz auf den Trümmern der Politik der 
freien Hand 1 ſehen; jetzt wünſch ich's nicht mehr (Lebhaftes Pen 

Abg. v. Mallinckrodt ſpricht zuerſt den Wunſch aus, daß die Redner, 
welche fte gegen den Kommiſſions⸗Antrag haben einſchreiten laſſen, auch 
wirklich dagegen ſprechen und ſtimmen, aber nicht erklären möchten, daß ſie 
mit voller Seele dem Antrag beiſtimmten (Schwacher Beifall.) Seit drei 
7152 7 werde über die heſſiſche Frage geſprochen und gegenwärtig wieder 
eit 2 Tagen. Er werde in eine ausführliche Beweisführung nicht eintreten, 
aber auch nicht in eine Sprache verfallen, die, wie heute geſchehen, ohne 
Unterbrechung durch den Präſidenten deutſche Fürſten und Beamte mit Ver⸗ 
brechern vergleiche. 

(Präſident v. Bockum⸗Dolffs, der inzwiſchen den Vorſitz übernommen: 
er bitte den Redner, ſeine Ausdrücke zu wählen). Einen treuern Diener als 
unſern Geſandten in Kaſſel habe der König nicht, und er hoffe, daß der 
Miniſter ſeine Beamten in Schutz nehmen werde. Er unterſcheide drei Pe⸗ 
rioden in den letzten 50 Jahren der heſſiſchen Geſchichte; die Zeit bis zur 
Verfaſſung von 1831, die Zeit während ihrer Wirkſamkeit und die Zeit keit 
1850. In der erſten Periode ſei die Verfaſſung erwachſen, welche der Re⸗ 
gierung die Hand binde, wie keine andere in Deutſchland. Daran trage der 
damalige Landesherr die Schuld. Die Periode während der Verfaſſung zeige 
ein unerquickliches Bild, die Regierung ſah ſich gem tg ſich entweder den 
Ständen auf Gnade oder Ungnade zu ergeben, den Ständen, welche unter 
dem Präſidium eines Mannes tagten, der als Idial einer Verfaſſung die 
ſociale Republik hinſtellte; oder aber das Land einer vollſtändigen Anarchie 
zu überlaſſen, oder auswärts Hilfe zu ſuchen. Wenn der deutſche Bund 
damals in Heſſen intervenirte, um die Staatsmaſchine wieder in Betrieb zu 
ſetzen, ſo war das ſein Recht. Er mache der heſſiſchen Regierung weiter 
zum Vorwurf, daß ſie zur 1 habe günſtige Zeiten vorübergehen 
laſſen. Wenn jetzt die Ordnung in Heſſen nicht wieder hergeſtellt werden 
könne, ſo trügen daran die Denkſchrift der badiſchen Regierung und die aus 
dem Hauſe A eee enen Anträge die Schuld. (Widerſpruch). Darunter 
leide nur das heſſiſche Volk, und es werde eine Aenderung nicht eintreten, 
ſo lange die heſſiſche mit der deutſchen Srage verbunden werde; das heſſiſche 

olk werde jo lange nur als Prügeljunge figuriren. (Widerſpruch.) In 
Italien werde das klarſte Recht in einer ſo unerhörten Weiſe mit Füßen ge⸗ 
treten, wie in keinem andern Staate Europa's. (Lebhafter Widerſpruch). 
Dieſelben Herren, die für das heſſiſche Volk eintreten, ſie ergriffen jede Ge⸗ 
legenheit mit Jubel, um denen Beifall zuzurufen, die das Recht in Italien 
mit Füßen träten. Es werde behauptet, die heſſiſche ſei die deutſche Frage, 
und es frage ſich nur, was man unter der deutſchen Frage verſtehe, ihm 
wolle es erſcheinen, als ob die liberale Partei kaum etwas Anderes denke, 
als die Wiedererweckung des gothaer Gedankens, als Revanche für Olmütz; 
fie ſei beitrebt den Bundestag in jeder Weiſe zu diskreditiren und in jeder 
nützlichen Thätigkeit (Heiterkeit) zu hemmen. Die Politit des National⸗Ver⸗ 
eins, das ſei die Politik, die nicht auf dem Boden rechtlich beſtehender ko 
riſcher Verhältniſſe, ſich die Befriedigung eines wohlberechtigten Nationalge⸗ 
fühls zur Aufgabe geſtellt, ſondern die Politik, welche mit dem Natianali⸗ 
tätsſchwindel Geſchäfte macht. (Lebbafter Widerſpruch.) Die Mitglieder 
dieſer Partei ſeien Männer in etwas milderen Farben, wie Cavour und 

aribaldi. Er (Redner) wolle Deutſchland nicht einem inneren Kriege und 
dadurch den beuteluftigen Nachbarn entgegenführen; er wolle nicht demokra⸗ 
tiſche Tyrannei und demokratiſches Elend, und das ſei der nothwendige Erz 
folg der Beſtrebungen jener Partei. Er wünſche gleichwohl die heſſiſche 


Freuden vernommen, daß der Hr. Miniſter ſeinen 


——— 
— — — 
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iR zum Austrag gebracht zu ſehen, und zwar durch den Reichenſperger⸗ 
chen Antrag. Der Herr Miniſter habe erklärt, daß die Regierung noch auf 
demſelben Standpunkt ſtehe, und was ſolle nun der Antrag, daß die Ne: 
gierung mit allen Mitteln dahin wirken ſolle; er verweiſe in dieſer Be⸗ 

iehung auf eine Aeußerung des Miniſters v. Schleinitz: Wollen wir die 

erfaſſung von 1831 mit Gewalt wieder herſtellen, begehen wir daſſelbe Un⸗ 
recht, welches wir dem u zur Laſt legen — — — wir würden uns 
ſelbſt dadurch eines ſehr frevelhaften Eingriffs ſchuldig machen ꝛc. Die 
ſcheine ihm doch entfernt genug von den Hoffnungen zu liegen, die man an 
die Reſolution knüpfe. (Bravo von der katholiſchen pr 

Minſſter der auswärtigen Angelegenheiten Graf Bernſtorff: Der Vor: 
redner bat auf die perſönlichen Ausfälle gegen deutſche Fürſten und Beamte 
hingewieſen. Ich kann im Namen der königl. Staatsregierung erklären, 
daß ſie ſolche Ausdrücke ſehr bedauert und jede Solidarität dafür ablehnt. 
Was Herrn v. Sydow betrifft, ſo würde ich ihn auch ohne Aufforderung 
des Redners geſchützt haben. Herr v. Sydow gehört zu den treueſten Die⸗ 
nern des Königs, er iſt auch nicht bei irgend einer Partei im Lande accre⸗ 
ditirt, ſondern bei der kurfürſtlichen Regierung. 

Abg. Schulze (Berlin): Die ſtaatsrechtliche Bedeutung der kurheſſiſchen 
Angelegenheit noch zu erörtern, iſt überflüſſig. Von der Regierung erwarte 
ich, daß ſie den einzig 1 Standpunkt in dieſer Frage einnehme, 
welcher zu einer gedeihlichen Löſung des Conflicts zu führen im Stande iſt, 
den Standpunkt einer entſchiedenen Haltung eines raſchen entſchloſſenen 
Vorgehens. Man thut ſehr Unrecht, wenn man die Cataſtrophe von 1850 
als eine vereinzelte Thatſache betrachtet und ſie der freien Entſchließung der 
damaligen preußiſchen Staatsmännern zuſchreibt. Dieſe Cataſtrophe war 
vielmehr nur die nothwendige Folge ihrer ganzen Politik. Olmütz war die 
einfache Conſequenz ihres politiſchen Syſtems. Wenn die Regierung in 
Zwieſpalt mit den berechtigten Forderungen des eignen Volkes gerathen war 
und ihre ganze Macht zur Niederhaltung derſelben verwandt hat, wie konnte 
ſie ihre Macht zu einer Action nach außen verwenden. Zu einem ſolchen 
Kampf gehört bekanntlich die ganze begeiſterte Hingebung des Volkes und 
Mißtrauen gegen das Volk war ja die Loſung jener Regierung; eine bedeu⸗ 
tende Wendung zum Beſſern war, eingetreten, es war viel geſchehen, was die 
innern Rechtszuſtände betrifft, aber ſeit einiger Zeit iſt unleugbar ein be⸗ 
denklicher Stillſtand wenigſtens ein Schwanken eingetreten, welches das be⸗ 
reits Erkämpfte wieder in Frage ſtellt. Wenn man ſich nicht entſchließt, 
endlich mit den Traditionen der Reactionszeit gänzlich zu brechen, ſo wird 
man auch nicht im Stande ſein, jene nothwendige Einheit herzuſtellen zwi⸗ 
ſchen Regierung und Volk, die allein ein Auftreten nach außen wirkſam 
macht. In dem Augenblick, wo ſich die Regierung entſchließt, vollſtändig 
mit Olmütz zu brechen, den politiſchen Bann in unſerem eigenen Lande zu 
löſen, dann wird ſie in Heſſen die rechte Poſition gewinnen, dann wird die 
Coalition der Würzburger vernichtet ſein (Bravo). So lange Preußen noch 
in ſeinem Schwanken verharrt, iſt es noch nicht ſehr weit von Olmütz ent⸗ 
fernt. (Bravo.) 

Der Abg. Reichenſperger hat geſtern Aeußerungen gemacht, bei denen ich 
überraicht war, immer ſeine Prämiſſen als richtig und feine Folgerungen als 
falſch zu erkennen und umgekehrt. (Heiterkeit). So ſchildert er uns z. B. 
die gefährliche Lage Europa's und räth uns mit Rückſicht darauf feſtzuhal⸗ 
ten am Bundestage, während gerade das deutſche Volk im Hinblick auf jene 
gefährliche Lage ein feſteres Band der Einigung als den im Innern und 
nach außen machtloſen Bundestag erſtrebt. Derſelbe Abgeordnete hat dem 
Commiſſionsantrage vorgeworfen, daß er an die Leidenſchaften des heſſiſchen 
Volkes appellire. Ich glaube, daß wir im Gegentheil weit davon entfernt 
ſind, daß vielmehl die kurfürſtliche Regierung in dieſem Augenblicke die Lei⸗ 
denſchaften ſtachelt, indem ſie in Hanau mit Brecheiſen ſich an die Geld⸗ 
ſchränke der Steuerzahlenden wendet, was freilich ein ſehr unbequemes Mit⸗ 
tel ſein mag, ſich des unbequeme Steuerbewilligungsrechts der Stände zu 
entledigen. Bedenklicher erſcheint die von den Abgeordneten des Centrums 
behauptete Identität ihres Standpunktes mit dem der Regierung, und glaube 
ich wohl, daß hier die Regierung beſondere Veranlaſſung hätte, ſich dagegen 
u verwahren. „Gott behüte die Regierung vor ſolchen Freunden.“ (Bravo. 
Anbaltende Heiterkeit). Daß der Hr. Abgeordnete der Rechten (Graf Bethuſy 
Huc) gegen das von uns vorgeſchlagene Vorgehen in Kurheſſen iſt, um nicht 
die Einigung mit Oeſterreich unmöglich zu machen, überraſcht mich nicht. 
Seit der Begründung des deutſchen Staatenbundes iſt eine Concurrenz zwi⸗ 
ſchen den beiden Großmächten eingetreten, die keine andere Einigung mög: 
lich macht, ohne Preußen zum Vaſall Oeſterreichs herabzudrücken und zum 
Kriege für die habsburgiſche Hauspolitik zu zwingen. Nun, wir wiſſen ja, 
Oeſterreich gilt den Herren als der Hort der conſervativen Intereſſen, und 
fie gönnten unſerem Vaterlande wohl eine Verfaſſung nach öſterreichiſchem 
Zuſchnitt, eine Verfaſſung aus der Metternich'ſchen Schule. Gott behüte 
unſer Vaterland, daß dieſe Partei nicht in dem Augenblick die Ruder des 
Staates in Händen hält, wo es ſich um die entſcheidende Löſung der wich⸗ 
tigſten Fragen für Deutſchland und Preußen handeln wird. (Lebhaftes Bravo). 
Hr. v. Mallinckrodt hat endlich auf die ſocialiſtiſchen und revolutionären Um⸗ 
triebe hingewieſen; ich hätte aber doch geglaubt, daß er beſſer gethan, dieſes 
abgenutzte und fadenſcheinige Werkzeug der Reaction in der alten Rumpel⸗ 
kammer der Enthüllungen zu laſſen, um nicht ſeine ſonſt ſo ſcharfſinnigen 
Auseinanderſetzunge zu verdunkeln. (Lebhaftes Bravo, Heiterkeit). Er hat 
ſerner die Heſſen die Prügelknaben der deutſchen Sache genannt, und er hat 
Recht. Ja, die Heſſen ſind die Prügelknaben des deutſchen Volkes und wol⸗ 
len es ſein für den Rechtsſinn des deutſchen Volkes. In dieſem wackern 
Volksſtamme concentrirt ſich der alte germaniſche Rechtsſinn, und die braven 
Heſſen mit ihrem zähen Feſthalten am Recht können wohl mit Recht den Na⸗ 
men Märtyrer in Anſpruch nehmen, der bei der Partei des Hrn. Abgeordne⸗ 
ten gäng und gäbe iſt. Der Abg. hat weiter auf die Zuſtände in Italien hin⸗ 
gewieſen; ich glaube nun, daß gerade die Herren, wenn ſie von einer Ver⸗ 
ſumpfung in dieſem Lande ſprechen, wohl ſehr gut wiſſen, wer zur geiſtigen 
Verſumpfung dort beigetragen hat. (Bravo.) Ich wünſche nur, daß unſer 
Volk aus der Verſumpfung unſerer öffentlichen Zuſtände ſich eben ſo 
feurig und kühn aufraffen möge, da der geſunde Sinn des deutſchen Volles 
ſich von jener geiſtigen Verſumpfung freizuhalten gewußt hat. Der Abg. 
v. Mallinckrodt hat nun endlich die alten Vorwürfe von Demokratie und So: 
cialismus wieder hervorgeholt; ich frage nunmehr, wer hat wohl auf dem 
Gebiet der ſocialen Frage mehr geleiſtet als die deutſche Demokratie? Wer 
hat die alten Gefahren des Socialismus durch energiſche Thätigkeit auf dem 
volkswirthſchaftlichen Gebiete mehr zu beſeitigen, wer den gefährlichen Zwie⸗ 
ſpalt zwiſchen Kapital und Arbeit aufzuheben gewußt? (Lebhaftes Bravo 
links.) Die Thatſache ſteht feſt, daß die Anhänger der alten Demokratie, die 
in dieſem Haufe ſitzen, von den beſitzenden Klaſſen nach dem Dreillaſſen⸗ 
Syſtem gewählt worden ſind. Die beſitzenden Klaſſen haben begriffen, daß 
die Aufgabe, welche ſich die deutſche Demokratie geſtellt, dahin geht, auf die 
Bildung und den Wohlſtand des Volkes zu wirken; denn darauf nur be⸗ 
ruhte die Verwirklichung der demokratiſchen Aufgabe. (Bravo.) Zum Schluß 
aber bemerke ich noch: was hat die braven Heſſen im Kampf gehalten? 
Das Bewußtſein, daß ſie eine deutſche Sache vertreten. Nur in Deutſchland 
iſt das Schauſpiel möglich, das uns in jenem Lande geboten: auf der einen 
Seite die jämmerlichſte Kläglichkeit der öffentlichen R auf der 
andern ein edles deutſches, durch wiederholtes Unrecht in ſeinem Rechtsſinn 
nur geſtähltes Volk. Die höchſte Beſonnenheit und eine energiſche Wahrung 
des Rechts ſtandpunkkes erheben die heſſiſche Sache auch in ſittlicher 
Hinſicht zu einer deutſchen Sache (lebhaftes Bravo); aber die heſſiſche Sache 
iſt auch eine preußiſche Sache: in Kurheſſen iſt Preußen niedergeworfen wor⸗ 
den, in Kurheſſen muß es ſich wieder erheben. Ich ſtimme für den Com⸗ 
miſſionsantrag. (Stürmiſches Bravo von allen Seiten.) 5 

Abg. v. Gottberg: Es ſei keine leichte Aufgabe nach einem Redner, 
wie der ſo eben abgetretene, das Wort zu ergreifen, der zumal die Majo⸗ 
rität des Hauſes für ſich habe, während er ſeinerſeits nicht auf dieſem Stand⸗ 
punkt ſtehe. Deſſenungeachtet nehme er den Kampf auf. Es ſei zuletzt viel 
von den Thaten und Zielen der Demokratie geſprochen, und Redner wolle 
den Verdienſten derſelben um das ſociale Element nicht zu nahe treten, aber 
er müfje es trotzdem ausſprechen, die Demokratie untergrabe das Prinzip, 
worauf Preußen allein beſtehen könne, ſie untergrabe insbeſondere das mo⸗ 
narchiſche Prinzip, das Anſehen der Fürſten und insbeſondere das unſerer 
Fürſten. (Allgemeiner und lauter Ausbruch der Entrüſtung. Rufe: Raus! 
Raus! 1 { 

Der Präſident erklärt, keine Veranlaſſung zu haben, den Redner zu 
unterbrechen, der nur feine Anſicht geäußert habe. (Große Unruhe.) 

Abg. Prince⸗Smith: Man hat uns ein Verbrechen vorgeworfen. Ein 
anderer Abgeordneter: Dies kann nicht ungerügt bleiben. 

Der Präfident fordert den Redner auf, fortzufahren. 

v. Gottberg wendet ſich weiter in einer langen Reihe von Bemerkun⸗ 
en gegen einzelne Vorredner, welche die Regierung nicht . hätten. 

an könne den en in Deutſchland nicht herbeiführen, diego f che Frage 
nicht friedlich heilegen, wenn man beſtändig auf das Jahr 1850 zurückgehe, 
wenn man jene Zeit discreditire. Oeſterreich ſtehe nicht auf fo ſchwachen 
Fühen ; ein bewaffnetes Einſchreiten in Heſſen würde allerdings den feindli⸗ 
chen Widerſpruch Frankreichs hervorrufen, England würde, ohne ſich viel 
um die Rechtsfrage zu kümmern, beim erſten Kanonenſchuß Partei uehmen, 
wie es feine Baumwollenpolitik verlange. Dann ſpricht der Redner gegen 
den Abg. Dr. Freeſe, den er nicht nach Kaſſel als Geſandten an Stelle des 
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von ihm reprobirten ſchicken würde. Den Frieden von Villafranca billige 
auch er nicht, ſowie die damals befolgte preußiſche Politik. Preußen hätte 
vielmehr mit einem alten Freunde gehen müſſen, wenn er und ſeine Partei 
auch nicht überall das Zuſammengehen mit Oeſterreich befürworte. Wenu 
der Abg. für Berlin (Schultze) das alte Rüſtzeug gegen die Demokratie nicht 
mehr wünſche, ſo möchte man doch auch ablaſſen von den alten Haden dil 
gegen ſeine Partei, nicht mehr rühren in den alten Wunden, dieſelben mit 
Stillſchweigen übergehen. (Bravo im Centrum.) Die rechtswidrige Reaction 
(Tweſten) ſei auch gar nicht vom erſten Wehen einer neuen Zeit fortgebla⸗ 
ſen (Tweſten), ſondern feines Wiſſens ſei der Miniſterpräſident v. Manteuffel 
von Sr. Maj. dem Könige kraft ſeines conſtitutionellen Rechtes entlaſſen. 
(Große Heiterkeit.) Ein Zurückgehen auf die Zeit vor der Reaction, das 
Jahr 1848 gereiche noch viel weniger zur Ehre; berliner Bürger hätten den 
Min. v. Manteuffel bekomplimentirt u. ſ. w. Ein Abg. von Berlin (die für 
Berlin hätten ſich überhaupt ſehr vorgethan) hätte die wunderſchönen Zuſtände 
in Heſſen während des Jahres 1848 und 1849 gerühmt, er erinnere dagegen 
an die hanauer Turner und die von ihnen in Frankfurt verübten Unruhen. 
Auf Baden übergehend, wolle er, ſeinem Prinzip getreu, auf deſſen Regierung 
keinen Stein werfen, aber Preußen, ein großer Staat, dürfe Baden nicht 
folgen, das durch preußiſche Waffen im Jahre 1849 gerettet ſei, das umge⸗ 
kehrte müfje ſtattfinden. Zur Sache ſich wendend, vertheidige er nicht die 
heſſiſchen Zuſtände und die heſſiſche Fürſtenfamilie, vielmehr in dem Bewußt⸗ 
ſein, was er an dem preuß. Herrſcherhauſe habe, bedaure er diejenigen, die 
ein gleiches Bewußtſein nicht haben könnten. Aber der Kurfürſt ſei gleich⸗ 
wohl nicht willkürlich verfahren, habe den Bundesbeſchluß ausführen müſſen. 
Aber auch die Ständeverſammlung hätte zu ordentlichen Zuſtänden gelan⸗ 
gen können, mit jener zurückgewieſenen Verf, da es auf die Verf. gar nicht 
ſo ankomme und wenn auch heute die Verf. von 1831 wiederhergeſtellt würde, 
wäre es ſehr zweifelhaft, ob ruhige Zuſtände und das Wohl des Volkes 
wiederkehrten. Um den Streit beizulegen, müſſe man eine vermittelnde 
Stellung einnehmen. Der Commiſſionsantrag ſei ein Compromiß zweier 
Parteien, von denen die eine die Reg. ſtützen, die andre zum Fortſchreiten 
treiben wolle. Der Standpunkt der erſteren ſei der des Vertrauens und ein 
harmloſer; die Entſchiedenen hätten auch hier, wie immer den Sieg davon 
getragen und die Anderen ins Schlepptau genommen. Man treibe die Reg. 
deshalb weiter und dies ſei kein Vertrauen mehr, namentlich, wenn man 
dadurch die Verlegenheit der Reg. nur vermehre. Seine Partei werde des⸗ 
halb dem Miniſterium ein ſolches Vertrauensvotum nicht geben. Ueberdies 
hätten nach feiner Erfahrung ſolche parlamentariſche Erklärungen keine 
Wirkſamkeit und könnten alſo nur das Anſehen einer ſo großen Volksver⸗ 
tretung wie der preußiſchen untergraben (Ob! Ohl). Die Reg. dürfe auf 
dem durch den Antrag angedeuteten Weg nicht folgen, denn derſelbe führe 
zum Krieg, und was dies bedeute, wiſſe er aus eigener Erfahrung vom 
däniſchen Kriege her und der Blokade der Oſtſeeufer. Aber die e 
Frage ſei überhaupt nicht Selbſtzweck, ſondern nur ein Mittel, die deutſche 
Frage auf eine nicht zu rechtfertigende Bahn zu bringen, Preußen durch das 
Volk an die Spitze Deutſchlands gelangen zu laſſen, ihm eine ſardiniſche 
Politik aufzudringen. Und dabei wolle die Actionspartei nicht einmal die 
dazu nöthigen Mittel gewähren (Heiterkeit). Der Redner endet mit einer 
Gegenüberſtellung des demokratiſchen Königthums und desjenigen von Got⸗ 
tes Gnaden und wünſcht (indem er auf irgend einen entthronten Fürſten 
Bezug nimmt, (Louis Philipp?) daß die Hohenzollern nicht das Schwert mit 
dem Regenſchirm vertauſchen mögen (große Heiterkeit). Eine kräftige Poli⸗ 
tik ſei nöthig für das Recht der Völker wie der Regierungen, im Einver⸗ 
nehmen mit den Bundesſtaaten, nicht durch das Volk. Deshalb ſtimme er 
gegen den Antrag. 2 

Präsident Grabow erklärt, er habe aus einer Bemerkung des Abg. 
v. Mallinckrodt Anlaß genommen, im ſtenographiſchen Bureau die Rede des 
Abg. Dr. Freſe nachzuleſen, habe aber darin nichts gefunden, was irgendwie 
den Wunſch des Abg. v. Mallinckrodt gerechtfertigt hätte, nämlich ein Zei: 
chen der Mißbilligung des Präſidiums. — Ein Schlußantrag iſt einge⸗ 
gangen; als Redner ſind noch verzeichnet die Abg. Ziegert, Meibauer, Im⸗ 
mermann für den Antrag; über den Antrag Graf Cieszkowski. Der 
Er wird angenommen. Es folgen eine Reihe perſönlicher Bemer⸗ 
ungen. 

Zuerſt rechtfertigt ſich der Abg. Dr. Freſe gegen die Entgegnung, die 
er ſeitens des Hrn. Miniſters erfahren. Er (Redner) gehöre nicht zu denen, 
welche bei einem aus Holſtein nach Preußen Gekommenen von „hergelaufe⸗ 
nen däniſchen Grafen“ ſprächen; er habe keine Abſicht gehabt, etwas 
den Hrn. Miniſter Verletzendes zu jagen, und wenn dieſer ſeinen preußi⸗ 
ſchen ES ALIEN hervorgehoben, jo könne er (Redner) das nur aufs Beſte 
acceptiren. 

Abg. Hr. Bethuſy⸗Hue berichtigt, er habe nicht ein Bündniß mit 
Oeſterreich als opportun hingeſtellt; er habe es nur als nicht undenkbar be 
zeichnet. Wenn man ihm einen hiſtoriſchen Fehler in dem Citate vom 
Montmartre vorgeworfen, ſo habe er Montmartre nur als Schlußreſultat 
der leipziger Schlacht aufgefaßt, bei der bekanntlich „Oeſterreich in einiger 
Ferne geſehen worden ſein ſoll.“ Wenn man ihm Sonderintereſſen vorge⸗ 
worfen, ſo müſſe er vorerſt doch ſich entſchieden dagegen verwahren, als 
könne er ſolche je anders, als auf preußiſchem Wege und als preußiſche 
Sonderintereſſen verfolgen. 5 

Abg. Schulze (Berlin): Einige Aeußerungen von ihm hätten eine Ent: 

egnung erfahren, für welche mehrſeitig der Ordnungsruf verlangt worden 
ei. Er im Gegentheil wünſche, daß das Präſidium in dieſer Beziehung 
volle Freiheit laſſe, denn nichts nütze der von ihm vertheidigten Sache mehr, 
als ſolche Deduktionen gegen die Demokratie. (Bravo). 

Abg. Gr. n Da ihm das Wort nicht mehr gegeben wor⸗ 
den, jo wolle er auf dem Wege perſönlicher Bemerkung feinen und feiner 
Freunde Entſchluß kundthun, ſich in der vorliegenden Frage der Abſtimmung 
u enthalten, wie ſie das auch ſchon früher bei dergleichen Debatten gethan 
hätten, Aber auch alle Verdächtigungen dieſes Schrittes müſſe er zurüd- 
weiſen, vielmehr ſei derſelbe mit der größten Achtung für Deutſchland, der 
tieſſten Sympathie für Heſſen verbunden. Dieſe Frage ſei aber für ihn und 
ſeine Freunde eine äußere. (Unterbrechung zur Rechten. Der Präſident be: 
merkt dem Redner, daß er doch wohl über die Grenzen der perſönlichen Be⸗ 
merkung ſchweife, und dieſer beſcheidet ſich, bei fpäterer Gelegenheit ſeine 
Anſicht ausführen zu können). N 017 

Hiernach erhalten die Antragſteller das Wort. (Der Kriegsminiſter von 
Roon iſt inzwiſchen eingetreten.) Zunächſt 

Abg. Virchow: Er wendet ſich mit einigen Bemerkungen gegen die 
Redner der äußerſten Rechten, dedauert, daß das Wahlgeſetz von 1849 nicht 
ausdrückliche Anerkennung ſeitens des Miniſters gefunden habe, und erörtert 
dabei den conſervativen Charakter dieſes Geſetzes. Den Rednern der katho⸗ 
liſchen Partei macht er bemerklich, daß ihre Anſchauungen viel weiter gingen 
und öſterreichiſcher ſeien, als die in Süddeutſchland auf preußenfeindlicher 
Seite herrſchenden. Sie (kathol. Partei) ſeien dem nationalen Gefühl weniger 
zugänglich, als die Freunde Oeſterreichs in Süddeutſchland (Oh! im Centr.). 
551 ſie den Bundestag als letzte Norm aufſtellten, hielten ſie am römiſchen 
Recht feſt, das der deutſchen Anſchauung zuwider ſei. Eine Politik, wie die Ca⸗ 
vours, werde inſofern nie die unſere ſein, als wir einen Theil Deutſchlands auf⸗ 

eben würden, um einen andern zu gewinnen. Was Oeſterreich betreffe, jo würde 
Friedrich Wilhelm II., wenn er nach dem Frieden von Villafranca fein Teſtament 
gemacht hätte, es wahrſcheinlich anders abgefaßt haben. 85 den letzten zehn 
Jahren, deren Studium er namentlich jener öſterreichiſch geſinnten Partei 
anempfehle, habe ſich viel verändert, und man könne viel aus der Geſchichte 
derſelben lernen. Es ſcheine aber, als wenn Einige mehr, Andere weniger 
gelernt haben, Einige der Fortſchrittspartei gemachte Vorwürfe wolle er 
nicht ausdrücklich widerlegen. Auch dieſe Partei ſei von dem Wunſche be⸗ 
ſeelt, dem Könige die hoͤchſten Ehren zuzuführen. 

Abg, v. Sänger widerlegt die Behauptung v. Gottberg's, daß die 
Grabow'ſche Partei ſich von der Fortſchrittspartei habe ins Schlepptau neh: 
men lrſſen. Dieſe Behauptung gebe von der ſchwarzgelb geſinnten Partei 
aus, die am liebſten Preußen von Oeſterreich in's Schlepptau nehmen 
laſſe. fan ſo wichtigen Fragen, hoffe er, würden alle Parteien dieſes Hauſes 
einig ſein. 8 

Ref. Abg. Behrend: Pflicht des Berichterſtatters ſei, den Commiſſions⸗ 
antrag zu vertheidigen, und die Angriffe zurückzuweiſen. Er erörtere des⸗ 
halb nicht die Angriffe gegen die Partei, der er angehöre und der man jo: 
gar Verfaſſungsbruch vorgeworfen habe. — Art. 61 der wiener Schlußakte 
enthalte die Regel für die Competenz des Bundes, und es frage ſich nur, 
welche Ausnahme derſelbe geſtatte. Der Bund habe danach für die Einfüh⸗ 
rung landſtändiſcher Pera a Sorge zu tragen; er kann dagegen nur 
einſchreiten, wenn die Zuſtände den Charakter der Rebellion annehmen. 
Davon ſei bei der kurheſſiſchen Verfaſſung nicht die Rede geweſen. Ein 
Bundesbeſchluß vom Jahre 1852 habe, um das Einſchreiten zu rechtfertigen, 
auf Art. 54 der wiener Schlußakte hin verwieſen; dieſer Artikel ſei über⸗ 
schrieben: „Fürſorge für die Einführung landſtändiſcher Verfaſſungen“; 
wie man ſich auf dieſen Artikel berufen könne, begreife er nicht. an ſehe 
daraus, daß es mit der Competenz des Bundes zum Einſchreiten in Kur⸗ 
heſſen nicht weit her ſei, und in dieſer Bezishung befände ſich die Kommiſſion 
in erfreulicher Uebereinſtimmung mit der koͤnigl. Staats⸗Regierung. Es ſei 
beſtritten worden, daß eine Rechtsverletzung vorliege, weil dieſe ein Verbre⸗ 
chen in ſich ſchließe. Eine Rachtöverlegung liege aber auch vor, wenn klare 


Beſtimmungen eines Geſetzes nicht ausgeführt würden. Auch eine ganz er⸗ 
hebliche Minorität im Bunde ſelbſt habe ſchon im Jahre 1852 den Bundes⸗ 
beſchluß ſelbſt als nicht gerechtfertigt erklärt. Es ſei von mehreren Rednern 
ſchlagend die Inkompetenz des Bundes nachgewieſen worden. Die königl. 
Staatsregierung ſtimme auch mit der Kammer darin überein, daß ſie die 
Zuſtände in Heſſen auf verfaſſungsmäßigem Wege ordnen wolle; das könne 
nicht anders geſchehen, als durch eine Ständeverſammlung, die auf Grund 
des Wahlgeſetzes vom Jahre 1849 gewählt ſei; das einzig ſei auch nur die 
Abſicht der Kammer und darauf baſire ihr Antrag. Das Haus werde heut 
durch ſeine Abſtimmung kund geben, daß es den Rechtszuſtand in Heſſen 
wieder hergeſtellt wiſſen wolle, und es handle ſich nur um die Mittel, welche 
u ergreifen feien, und da fie eine Uebereinſtimmung mit der königl. Staats⸗ 
Regierung noch nicht erreicht, allein die gegenwärtige Lage der Dinge werde 
die ne een bald nöthigen, eine poſitive Stellung beim Bunde ein⸗ 
zunehmen. Deshalb könne er das Reichenſpergerſche Amendement zur An⸗ 
nahme nicht empfehlen, eben fo wenig das in der Commiſſion geſtellte Amen⸗ 
dement von Carlowitz, denn dies werde nicht das letzte Mittel ſein, welches 
in Anwendung werde gebracht werden. Eine Intervention in Heſſen ſei 
nicht nöthig, man habe nur nöthig, die Folgen einer früheren Intervention 
abzuwenden. In der kurheſſiſchen Frage provozire man nicht, man ſei pro⸗ 
vozirt worden, und werde noch öfter provozirt werden. Sei es keine Pro⸗ 
vofation, wenn an dem Tage, wo das preußiſche Abgeordnetenhaus die kurs 
heſſiſche Frage berathe, in Hanau die mehrerwähnten i rer 
ausgeführt werden? Sollte die Frage nicht gelöſt werden, ſo habe das 
Haus wenigſtens ſeine Schuldigfeit gethan. Es ſei hier an einen Römer 
erinnert worden: auch er wolle einen ſolchen citiren, der immer und immer 
wieder zum Kampf gegen den Erbfeind aufgefordert. Der Erbſeind Preu⸗ 
ßens ſei das gebrochene Recht in Deutſchland und zum Kampfe dagegen 
müſſe das Haus ſtets und ſtets der Regierung zurufen: Hilf du dem ge⸗ 
brochenen Rechte! Mn e 

Nachträglich erhebt ſich noch der Miniſter des Auswärtigen, um 
einer Ausführung des Referenten gegenüber, nochmals auf den Wortlaut 
ſeiner geſtrigen Erklärung zu verweiſen, welcher beſagt habe, daß die Frage 
des Wahlgeſetzes für die Regierung eine offene fei. . 

Einige perſönliche Bemerkungen werden ſchließlich noch zwiſchen den A: 
Reichenſperger und Rohden einerſeits, dem Abg. Virchow andererſeit gewech⸗ 
ſelt. Letzterer bemerkt, er habe den Vorwurf öſterreichiſcher Geſinnung nicht 
den katholiſchen Abgeordneten gemacht, ſondern in ihrem Antrage einen der⸗ 
artigen Sinn gefunden. Damit ſchließt die Debatte. 0 

Da über den Comm.⸗Antrag Namens ⸗Aufruf beſchloſſen ift, jo wird der⸗ 
ſelbe, nachdem die Reichenſpercherſche Reſolution von einer großen Majorität 
verworfen iſt (für dieſelbe nur die katholiſchen Mitglieder und die äußerſte 
Rechte), mit 241 gegen 58 Stimmen angenommen; die Polen enthalten 
ſich der Abſtimmung; die Miniſter baben ſich vorher entfernt. Gegen den 
Antrag ſtimmen die Conſervativen und die Fraktion Reichenſpercher. 

Schluß der Sitzung 3% Uhr. Nächſte Sitzung Montag 10 Uhr; Tages: 
ordnung Präſidentenwahl für die Dauer der Seſſion und Wahl eines 
Schriftführers an Stelle des an den Augen leidenden Abg. Oppermann. 


Berlin, 15. Febr. [Amtlich es.] Se. Maj. der König haben 
allergnädigſt geruht: An Stelle des auf fein Geſuch entlaſſenen bis 
herigen Konſuls Konow den Kaufmann A. Kohmann in Bergen 
zum Konſul daſelbſt zu ernennen. 

Der königl. Landbaumeiſter Robert Cremer iſt zum königl. Bau⸗ 
Inſpektor ernannt und demſelben die Bau-Inſpektor⸗Stelle zu Aachen 
verliehen worden. Der vormalige Superintendent der Diözeſe Atzendorf, 
gegenwärtige Pfarrer und Superintendentur⸗Verweſer Dr. Sickel in 
Gr.⸗Roſenberg ift zum Superintendenten der Diözeſe Calbe a. S. 
ernannt worden. Der praktiſche Arzt Dr. Ettling iſt mit Belaſſung 
ſeines Wohnſitzes in Goch zum Kreis-Wundarzt des Kreiſes Cleve er— 
nannt worden. 

Se. Maj. der König haben allergnädigſt geruht: dem Premier⸗ 
Lieutenant von Wulffen im 3. brandenburgiſchen Infanterie-Regi⸗ 
ment Nr. 20 die Erlaubniß zur Anlegung des von des Kaiſers von 
Rußland Majeſtät ihm verliehenen St. Stanislaus-Ordens dritter 
Klaſſe mit Schwertern und der filbernen Tapferkeits-Medaille zu 
ertheilen. 5 ö (St.⸗A.) 

Berlin, 15. Februar. [Die Antwort auf die ſächſiſche 
Depeſche.] Die „Sternzeitung“ theilt nachträglich auch noch die von 
dem preußiſchen Geſandten in Dresden überreichte Antwort an 
Herrn v. Beuſt mit. Schneidende Sarcasmen, zu denen gerade die 
Haltung des Urhebers der Converſation im höchſten Grade aufforderte, 
finden ſich in der Note nicht. Sie lautet: 

a „Dresden, 14. Februar 1862, 

Der unterzeichnete königlich preußiſche Geſchäftsträger hat die Ehre, in 
Erwiederung auf die Note, welche Graf Hohenthal in der Bundesreform⸗ 
jrage unterm 2. d. M. an den königlichen Miniſter der auswärtigen Ange⸗ 
legenheiten, Grafen v. Bernſtorff, gerichtet hat, Sr. Excellenz dem ꝛc. Frei⸗ 
herrn v. Beuſt das lebhafte Bedauern der königlichen Regierung darüber 
auszusprechen, daß das königliche ſächſiſche Cabinet ſich derjenigen Vers 
e angeſchloſſen hat, welche die kaiſerlich öſterreichiſche und mehrere 
andere Bundesregierungen gegen die Anſichten Preußens über den heilſam⸗ 
ften Weg zu einer Bundesreform einlegen zu follen geglaubt haben. 
Wenn die königl. Regierung den von dem Herrn Freiherrn von Beuſt 
eingeleiteten Meinungsaustauſch über dieſe hochwichtige Frage nicht fort⸗ 
ſetzte, obwohl der königlich ſächſiſche Herr Miniſter nach Inhalt ſeiner un⸗ 
term 11. Januar d. J. an den ꝛc. Grafen von Hohenthal gerichteten Depe⸗ 
ſche der Hoffnung nicht entſagen wollte, Anknüpfungspunkte für eine Ver⸗ 
ſtändigung zu finden, ſo geſchah dies preußiſcherſeits in der Ueberzeugung, 
daß der prinzipielle Gegenſatz leider ein zu tiefliegender ſei, um jede Hoff 
nung als begründet erſcheinen zu laſſen. 

Die königl. Regierung befindet ſich aus demſelben Grunde nicht in der 
Lage, an den Berathungen theilnehmen zu können, welche die Herſtellung 
einer Executivgewalt für den ganzen Bund bezwecken, der zum Behufe einer 
gemeinſamen Geſetzgebung eine Volksvertretung aus allen dazu gehörenden 
Staaten zur Seite ſtehen ſoll. Es iſt dies bereits . Bundesregie⸗ 
rungen, welche die erwähnten identiſchen Noten an das königliche Kabinet 
gerichtet hatten, bei Beantwortung derſelben eröffnet worden. 

Indem der Unterzeichnete die Ehre hat, erhaltenem Auftrage sufolge dem 


zꝛc. Herrn Freiherrn v. Beuſt eine Abſchrift dieſer Antwortnote anliegend 
mitzutheilen, benutzt er ꝛc. ꝛc. (gez.) Gundlach. 

** Berlin, 16. Febr. [Die hanauer Steuerverweige⸗ 
rung.] Die telegraphiſche Depeſche, welche vorgeſtern der Dr. Virch o w 
in der zweiten Kammer verleſen hat, erhält ihre vollſtändige Beſtäti⸗ 
gung durch folgende Mittheilung der „Zeit“: 

Hanau, 14. Febr. Geſtern iſt eine Abtheilung des in Kaſſel 
garniſonirenden Pionniercorps hier eingetroffen, um die Steuerexeku⸗ 
tanten bei der Erbrechung der Geldſchränke in den Wohnungen der 
Steuerverweigerer zu unterſtützen, und ſchon heute Morgen — an 
demſelben Tage alſo, wo in Berlin die kurheſſiſche Frage debat⸗ 
tirt wird — hat das Werk der Gewalt begonnen. Welche Erfolge 
dieſe neueſte Maßnahme haben wird, können wir Ihnen noch nicht 
angeben. Wir wiſſen nur, daß einer der Pionniere, welcher einen 
Kaſſenſchrank erbrechen wollte, von dem Eigenthümer auf das Ungeſetz⸗ 
liche und Unpatriotiſche ſeines Beginnes aufmerkſam gemacht, mit thrä⸗ 
nenden Augen erklärte, es könne nicht anders, ſo leid es ihm auch thue. 
Es gelang jedoch ſeiner Kunſt nicht, das widerſpenſtige Schloß zu er⸗ 
brechen, und es ſah ſich daher der Executant ſchließlich genöthigt, ſich 
mit der Pfändung einiger Goldwaaren zu begnügen. Die Aufregung 
in unſerer Stadt über dieſes Verfahren iſt natürlich ungeheuer, und 
die Erbitterung, wenn es moglich wäre, noch im Steigen. Man möge 
nur nicht glauben, daß man mit ſolchen Mitteln eine Einſchüchterung 
erzielen werde, man wird im Gegentheil die Ausführung des Be: 
ſchluſſes der Verfaſſungspartei, eine allgemeine Steuerverweigerung im 
ganzen Lande in Angriff zu nehmen, erleichtern — ſobald dieſer Be- 
ſchluß erſt einmal gefaßt worden iſt. i 

Dagegen bringt die „Kreuzztg.“ folgende Depeſche: 
Kaſſel, 15. Febr., 12 Uhr 40 Min. Eben geht hier die Nach⸗ 


richt ein, daß die Steuern in Hanau, wo ſich einige Renitenten ge⸗ 
zeigt hatten, ſo bereitwillig gezahlt werden, daß zur Abnahme der Be⸗ 


deen ſich nicht niederlaſſen und verheirathen, wenn ſie nicht gerade au 


träge ein Gehilfe hat angenommen werden müſſen. (Die Kreuzzeitungs⸗ 
leſer werden das ſchon glauben.) 

[Militär⸗Wochenblatt.] Berger, Pr.⸗Lt. von der 2. Ing.⸗Inſp., zum 
Hauptm. befördert. v. Tettau, Major z. D., zuletzt Rittm. und Esc.⸗Chef 
im 3. Kür.⸗Regt., dem jetzigen Oſtpr.⸗Kür.⸗Regt. Nr. 3, Schimmelfennig 
v. d. Oye, Major a. D., zuletzt Rittm. und Esc.⸗Chef im 1. Drag.⸗Regt., 
dem jetzigen Litth. Drag.⸗Reg. Nr.! (Prinz Albrecht von Preußen), beide in 
der 1. Gendarm.⸗Brig. angeſtellt. v. Siegroth, Rittm. z. Disp. und mit der 
einſtw. Vertretung des 2. Kommdrs. 3. Bats. 1. Garde⸗Gren.⸗Landw.⸗ 
Regts. beauftragt, als Hauptm. in der 5. Gendarm.⸗Brig, angeſtellt. Frhr, 
v. Saurma, Sec.⸗Lt. vom Schleſ. Kür.⸗Regt. Nr. 1 (Prinz Friedrich von 
Preußen) beide in das Garde⸗Kür.⸗Regt. verſetzt. Dittmar, Sec.⸗Lt. à la 
suite der Niederſchl. Art.⸗Brig. Nr. 5 und Direktions⸗Aſſiſtent der Pulver⸗ 
fabrik zu Spandau, der Abſchied bewilligt. Riebel, Major von der Schleſ. 
Art.⸗Brig. Nr. 6, mit Penſ. der Abſchied bewilligt. Dr. Braune, Oberſtabs⸗ 
und Regts.⸗Arzt vom 1. Leib⸗Huſ. Regt. Nr. 1, in gleicher Eigenſchaft zum 
2. Schleſ. Drag.⸗Regt. Nr. 8, verſetzt. Dr. Münzer, Aſſiſtenzarzt vom 
2. Schleſ. Huſ.⸗Regt. Nr. 6, zum Stabs⸗ und Bats.⸗Arzt des 1. Bats. 
3. Oberſchl. Inf. ⸗Regts. Nr. 62 ernannt. Dr, Eſchenbach, Aſſiſtenzarzt von 
der Schleſ. Art.⸗Brig. Nr. 6, zum 2. Schleſ. Drag.⸗Regt. Nr. 8, verſetzt. 

e ut ſehland. 

Frankfurt a. M., 13. Febr. [In der heutigen Bundestags⸗ 
Sitzung! brachte Oeſterreich zur Anzeige, daß es die Kommiſſion zur Um⸗ 
wandlung des gothaer Heimathloſenvertrages und ſeiner Annexen in einen 
Bundesbeſchluß beſchicken werde. Hierauf erſtattete der Militär⸗Ausſchuß 

ortrag über die am 12. Juli 1860 von Preußen, Hannover, Oldenburg 
und Bremen in der Küſtenvertheidigungs⸗Angelegenheit geſtellten gemein⸗ 
ſchaſtlichen Anträge, und zwar über die zwei erſten, welche dahin gehen: 
Die Bundesverſammlung möge 1) auf Grund der Denkſchriften (Preußens 
und Hannovers) diejenigen auf außerpreußiſchem Gebiete zu gründenden 
Vertheidigungsanſtalten bezeichnen, für welche behufs weiterer Entſchließung 
beſondere iechniſche Vorarbeiten, örtliche Erhebungen u. ſ. w. von Bundes 
wegen einzuleiten ſein würden; 2) eine aus Bevollmächtigten ſämmtlicher 
Uferftaaten zu bildende Kommiſſion mit dem Auftrage einſetzen, die Entwürfe 
dieſer Vertheidigungsanſtalten feſtzuſtellen. Die Zuſammenſetzung der Kom: 
miſſion, ob aus Bevollmächtigten aller Bundesregierungen, oder nur der 
Uferſtaaten, hatte Differenzen veranlaßt. Der jetzt geſtellte Antrag des 
Ausſchuſſes erſcheint als ein vermittelnder, indem er dahin geht, daß 1) eine 
Spezial⸗Kommiſſion niedergeſetzt werde, welche die allgemeinen Umriſſe und 
weſentlichen Beſtimmungen in Betreff der vom Bunde auszuführenden Ver⸗ 
theidigungsanſtalten bezeichne, und welche von allen Bundesregierungen be⸗ 
fhidt werden könne; daß aber 2) die nähere ſpezielle Ausarbeitung der be⸗ 
treffenden Pläne den Kommiſſarien der Uferſtaaten zu überweiſen wäre. — 
Als Sitz dieſer Kommiſſion iſt Hamburg beantragt. Die Abſtimmung wird 
ſpäter ſtattfinden. 

München, 10. Febr. [Gewerbe⸗Ordnung.!] Der Entwurf der Ge⸗ 
werbeordnung, welcher dem Könige in Nizza zur Genehmigung vorliegt, 
wird von der „Fr. Poſtztg.“ als ein ſehr liberaler bezeichnet, indem darin 
dem Gewerbsmann volle Freiheit in ſeinem Arbeitsgebiet eingeräumt iſt, 
und alle Hinderniſſe beſeitigt würden, welche die Induſtrie bisher in ihrer 
vollen Machtentfaltung gehemmt haben. Mit der Gewerbe⸗Geſetzgebung ſte⸗ 
en auch eine Reihe anderer Geſetze, z. B. über Armenweſen, Anſäßigma⸗ 
chung ꝛc., im Zuſammenhange, und ſollen die betreffenden Entwürfe dem 
nächſten Landtage vorgelegt werden. Am empfindlichſten dürften die Gewerbe 
mit Realrechten durch die neue Ordnung der Dinge berührt werden, da die 
Realrechte nicht abgelöſt, ſondern wie in Oeſterreich einfach in Geltung blei⸗ 
en ſollen; man geht von dem Geſichtspunkte aus, daß die Rcalberechtigten 
an den Vortheilen, welche die neue Gewerbeordnung dem Handwerke brin⸗ 
gen wird, Theil nehmen, und ſomit wegen dieſer Vortheile keinen Verluſt 
erleiden. Als Verfaſſer der Gewerbeordnung bezeichnet man den Miniſte 
rial-Aſſeſſor Braun, der bei verſchiedenen Kreis-Regierungen und im Han⸗ 
delsminiſterium ſeit langen Jahren über das Gewerbeweſen das Referat 
ührte, und wie kein anderer die Gebrechen der bisherigen Gewerbeordnung, 
und die Bedürfniſſe des Gewerbeſtandes kennen zu lernen Gelegenheit ge: 
habt hat. 

Weimar, 12. Febr. [Die Verhandlungen über eine 
Militärconvention] zwiſchen Weimar, Altenburg und Reuß j. L. 
mit Preußen ſind ſo weit vorgerückt, daß man, was Weimar betrifft, 
einer desfallſigen Communication an den Landtag noch in diefer Sai⸗ 
ſon entgegenſehen darf. Glaubwürdiger Mittheilung zufolge differire 
jene Convention im Weſentlichen nicht von der coburg⸗gothaer. Nur 
in einigen untergeordneten Punkten iſt die Stipulation eine andere. 
Zu dieſen gehört auch die an Preußen für die Erhaltung jener Con⸗ 
tingente zu zahlende Averſionalſumme, indem man dieſſeits von der 
Forderung fern blieb, daß ſolche geringer geſtellt werde, als der vor⸗ 
ausſichtliche wirkliche Koſten aufwand. ‚ (Voſſ. Z.) 

Aus Kurheſſen, 10. Febr. [Ein ſchwarzes Buch] Aus 
guter Quelle wiſſen wir, daß bei den Polizeibehörden des ganzen Lan⸗ 
des noch immer ein ſchwarzes Buch im Gebrauch iſt, welches haupt⸗ 
ſächlich dann nachgeſchlagen wird, wenn ſich Jemand an einem 

emden Ort niederlaſſen will. Steht ſein Name in dem ſchwarzen 
Regiſter, ſo wird ihm die Erlaubniß zum Aufenthalt verſagt und der 

ebrandmarkte muß Rekurs an die Provinzial⸗Regierung ergreifen, 
ie natürlich in den meiſten Fällen den ſchwarzen Codex nicht ver: 
eugnen wird. Wir können jedoch verſichern, daß unſer ſchwarzes 
uch nur ein handſchriftliches Daſein hat, und mit der Ausgabe des 
nürnberger Verfaſſers nicht identiſch iſt. Vorzugsweiſe ſind darin 
alle Mitglieder des Montagkränzchens, das im Jahre 1849 in 
rankfurt blühte und alle Parlaments-Mitglieder der Linken ver: 
zeichnet. Was dieſe Profeription noch in unſern Tagen ſoll, wiſſen 
wir nicht. (A. Z.) 
d Deſſan, 11. Febr. Fuse das neulich erwähnte Benehmen 
es Landtagskommiſſars!] berichtet die „Magd. 31g.“ Näheres. Als 
ſich der Rechtsanwalt Lezius aus dem Sitzungsſaale entfernt hatte, brach 
der Landtagskommiſſar in etwa folgende Worte aus: „Er habe es ja den 
Herren — zur Ritterkurie gewendet — gleich geſagt, daß es fo kommen 
werde; das hätte der Rechtsanwalt Lezius kürzer haben können; er hätte als 
ein Ehrenmann die Wahl nicht annehmen dürfen.“ Dieſe in einem dem 
55 entſprechenden Tone ausgeſtoßenen Worte riefen in der ganzen Ver⸗ 
ammlung allgemeine Entrüstung hervor, und die Abgeordneten Holzmann 
und Reinicke gaben denſelben Ausdruck. Der Letztere erklärte, daß er aus 
dem Landtage austreten würde, wenn der Landtagskommiſſarius ſeine ver⸗ 
lezende Aeußerung nicht zurück nehme. Dieſer ergriff wiederum das Wort 
und ſprach ſich zwar dahin aus, daß es nicht in ſeiner Abſicht gelegen habe, 
der Ehre des Rechtsanwalts Lezius zu nahe zu treten, führte aber zugleich 
als den beabſichtigten Sinn feiner Worte an, daß er als Ehrenmann nich 
Oe gehandelt haben würde, und hielt dieſe Aeußerung ausdrücklich aufrecht. 
ber⸗Appellationsgerichtsrath Mann, welcher den Vorſitz führte, nahm Ber: 
anlaſſung, ſich mißbilligend gegen das Auftreten des Landtagskommiſſars 
auszuſprechen, er forderte die Verſammlung auf, durch Aufftehen zu mani⸗ 
eſtiren, daß fie dieſe feine Anſicht volltommen theile. Sämmtliche Anwe⸗ 
ende erhoben ſich wie ein Mann. Selbſt hierdurch noch nicht belehrt, erhob 
ich der Landtagskommiſſar nochmals, um das jugendliche Alter des Lezius 
zum Gegenſtand einer herabwürdigenden Kritik gegen denfelben zu machen, un 
es war 18 drittenmale dem Abgeordneten Holzmann vorbehalten, dieſe 
Agenthümliche Invektive gegen den Abweſenden mit einem Hinweis auf das 
eſetz, welches ein Alter von 30 Jahren für die Landtagsabgeordneten er⸗ 
ordert, in hoͤchſt ſchlagender Weiſe abzufertigen. 
5 Schwerin, 11. Febr. [Zur Bevölkerungs⸗Statiſtit Mecklen⸗ 
fu 92 Mecklenburg wird nur durch die unehelichen Geburten vor einer 
eten Reduction und endlichem Ausſterben geſchützt. Es muß dabei be⸗ 
merke werden, baf es die Heimaths⸗ und Niederlaſſungsrechte ſind, welche 
8 Schuld an dieſer Unſittlichkeit tragen. Die Kirche hat freilich alle Mittel 
dalgeboten, dem Unweſen zu ſteuern; es werden für unehelich geborene Kin⸗ 
be Gebühren wahrgenommen; es werden auch Verheirathete noch 
di raft, wenn die Braut bei der Trauung einen Kranz ag hat und 


igt. Noch dieſer 
Sage mußte ein hieſiger Bürger 50 Thlr. Strafe fr; 


— 


373 
nicht. Auch gegen die verſchiedenen (Tauf⸗ Confirmations⸗, Trauungs⸗ u. a.) 
Formulare ſcheint immermehr eine ſtarke Reaction hervorzutreten. Der en⸗ 
gere Ausſchuß hat abermals auf Zurückziehung derſelben angetragen, wie 
man aus Roſtock hört, ſelbſtverſtändlich wird der Oberkirchenrath ſich jetzt 
aber ſo wenig, wie früher, dazu verſtehen. Nicht minder wollen aber auch 
die Geiſtlichen zum Theil davon entbunden ſein, beſonders von den Trau⸗ 
formularen, worin Stellen, wie 1. Moſe 3 V. 16 vorkommen, die einige 


7 


von ihnen ſchon aus bewegenden Gründen und freilich bei eigener Verant⸗ 
wortlichkeit weglaſſen ſollen. H. N.) 


Harburg, 9. Februar. [Rettung.] Der e Hannov 
Zeitung“ wird geſchrieben: Hunderte von Bewohnern der Stadt ſtan— 
den heute Nachmittag ſtundenlang auf dem Elbdeiche und ſchauten 
nach den Unglücklichen, welche ſeit geſtern Mittag, in ihrem Boote 
zwiſchen Eisſchollen eingeklemmt und von denſelben aus ihrem Courſe 
getrieben, ihrer Rettung warteten. Man verſuchte auf Brettern, welche 
über die Schollen gelegt wurden, ſich dem Boote zu nahen und die 
vorderſten Perſonen waren ſchon in der Nähe des Boots, als das 
Eis, welches eine Zeit lang geſtanden, ſich plötzlich wieder in Bewe— 
gung ſetzte, wodurch die Retter gezwungen wurden, ſich eiligſt zurück— 
zuziehen. Ebenſo mißglückte ein anderer Verſuch, mittelſt Eiskähnen 
an den Ort des Unglücks zu gelangen; die Schollen hatten ſich der— 
maßen übereinander geſchoben, daß man mit den Kähnen nicht hin⸗ 
überzudringen vermochte. Je näher der Abend herankam, deſto drin: 
gender wurde der Hilferuf der Unglücklichen, denen man jedoch mit 
dem beſten Willen keine Hilfe zu bringen vermochte. Endlich gegen 
7 Uhr machte das Dampfſchiff Primus noch einen Rettungsverſuch 
und es gelang denn auch demſelben, nach längerer Zeit ſich dem 
Boote ſo weit zu nähern, daß die Inſaſſen deſſelben an zugeworfenen 
Tauen ſämmtlich das Schiff erreichten. Ein unendlicher Jubel erſcholl 
von der verſammelten Menge, als der Primus mit den Geretteten an 
der Landungsbrücke anlegte. 

Oeſterreich. 

C. Wien, 14. Febr. Die Parteigruppirung im Abge⸗ 
ordnetenhauſe iſt in einem Zerſetzungsproceſſe begriffen, da zwiſchen 
den Fractionen des Centrums und der Linken, wenn auch ihr gemein⸗ 
ſamer Gegenſatz gegen die Rechte in der Verfaſſungsfrage in ſeiner 
ganzen Schärfe fortdauert, allerlei principielle und perſöͤnliche Diffe⸗ 
renzen aufgetaucht ſind. Der große Club der „Unioniſten“ der über 
60 Mitglieder zählte, hat ſeit dem Wiederzuſammentritt des Abgeord⸗ 
netenhauſes ſich nicht wieder verſammelt und mehrere der bedeutend⸗ 
ſten Mitglieder haben ihren Austritt angekündigt. Auch der Club der 
„Groß⸗Oeſterreicher“ hat ſeit dem 4. noch keine Verſammlung gehabt. 
Nur die Fraction der „deutſchen Autonomiſten“ iſt unverändert bei⸗ 
ſammen geblieben. Wahrſcheinlich wird die ſtreng miniſterielle Partei 
ſich zu einem abgeſchloſſenen Ganzen vereinigen, während die andern 
Fractionen, welche zwar treu zu der Februar-Verfaſſung ſtehen, aber 
in legislatoriſchen Fragen ihre Unabhängigkeit wahren, ſich einem oder 
dem andern beſtehenden Club anſchließen oder auch einen neuen bil⸗ 
den werden. 


Italien. 

Turin, 11. Febr. [Rundſchreiben Ricaſoli's an die Prä⸗ 
fekten.] Das die Demonſtrationen betreffende Rundſchreiben Ricaſoli's 
an die Präfekten lautet: 

Die königliche Regierung wirkt auf die Erfüllung der Wünſche hin, welche 
die Nation durch ihre legitimen Vertreter ausgedrückt hat. Sie verwendet 
alle ihre Sorge und alle ihre Thätigkeit darauf, den Provinzen des König⸗ 
reiches die Wohlthat freier Juſtitutionen zu verſchaffen und die Einheit und 
Unabhängigkeit Italiens zu vollenden. 

Es begegnen ihr jedoch zwei Arten von Hinderniſſen auf dieſem Wege: 
die einen, naturlich und unausweichbar, beſtehen in den Intereſſen und 
Leidenſchaften, welche ihre Befriedigung unter den vor dem Willen und dem 
Rechte der Nation gefallenen Regierungen gefunden haben; die anderen rüb⸗ 
ren von den Parteien her, welche, gleiche Beſtrebungen wie die Regierung 
verfolgend, ſich an die Stelle dieſer ſetzen wollen, in der Ausführung, deren 
Förderung, Initiative und Leitung, wenn ſie geachtet und wirkſam ſein 
ſollen, doch nur dieſer zukommen. 

Um die Hinderniſſe der erſten Art zu überwinden, bedarf die Regierung 
eben ſo ſehr wie der materiellen, auch der moraliſchen Autorität; denn die 
Feinde der Freiheit und Italiens haben einen geſicherten, wirkſamen und 
unermüdlichen Beiſtand in dem von ihnen gemißbrauchten religiöſen Princip, 
das durch hundertjährige Ueberlieferungen und allgemeinen Glauben mächtig 
iſt. Aber da ſie in offenem Widerſpruche mit dem Rechte und dem Willen 
der Nation ſtehen, ſo ſind ſie durch die Macht der öffentlichen Meinung in 
Faches zur Ohnmacht herabgedrückt, und von ſelbſt vor der Drohung des 

eſetzes. 

Dennoch bedarf es der Wachſamkeit und Vorſicht gegen dieſe Feinde, da⸗ 
mit fie nicht im Namen der religiöjen Principien unwiſſende und furchtſame 
Gemüther in Irrthum führen und zur Rebellion treiben, und damit die Nie⸗ 
derdrückung ſchnell und kräftig fei, wo ſie zu weit gehen. 5 

Jedoch iſt es auch wichtig, diejenigen zu überwachen, welche, ſei es im 
guten Glauben, ſei es zu Zwecken der Secte, aus der römiſchen Frage ein 
Werkzeug zur Volks⸗Agitation machen, Mißtrauen und Verdächtigungen ge⸗ 
gen die Regierung erregen und das Werk hindern und aufhalten, während 
ſie es zu fördern vorgeben. t 8 

Im einen wie im anderen Falle ift der Schaden, den die nationale Sache 
leiden kann, bedeutend. hr 5 

Die königliche Regierung hat feierlich erklärt, durch welche Mittel und 
Wege ſie nach Rom gelangen wolle. Dieſe Mittel und Wege ſind ihr von 
dem nationalen Parlament angezeigt worden und es ſind auch die einzigen, 
welche die Logik der Thatſachen und die Natur der Sache als geeignete zur 
Erfüllung der Wünſche der Nation anzeigen. i g 

Die Regierung hofft, mit dieſen Mitteln und auf dieſem Wege das Ziel 
zu erreichen und ſie allein kann über das Thunliche und über den rechten 
Zeitpunkt entſcheiden. Denn fie allein iſt, auf ihre Verantwortlichkeit, die 
Ausführerin des Nationalwillens und kann allein die Kenntniſſe beſitzen von 
dem waren Stande der Dinge, um über die Bwedmäßigkeit und die Ab⸗ 
meſſung des Handelns zu entſcheiden. Weder mit ihrer Würde, noch mit 
den le der Nation iſt es jemals verträglich, daß fie ſich zuvorkommen 
oder ſich fortreißen laſſen ſollte. f 
In der römiſchen Frage handelt es ſich vor Allem um die Erreichung 
eines toben moraliſchen Triumphes, bei dem die Gewiſſen der aufrichtigen 
Katholiken aller civiliſirten Nationen und der italieniſchen Nation insbeſon⸗ 
dere intereſſirt find, Man ſieht ſchon die Früchte der Mäßigung der Ita⸗ 
liener aus der von ihnen bei der Entwickelung dieſes Werkes bewährten 
Weisheit, und die königliche Regierung darf ſich zu den erzielten Reſultaten 
Glück wünſchen. Die ſceie Kirche im freien Staate wird eine neue Ordnung 
der Dinge inaugurfren, deren Urheber die Italiener werden können, wenn 
fie ſich mit Urtheil und Mäßigung über das Programm einer Verſöhnung 
zwiſchen Italien und dem Papſte verſtändigen, welches die Römer in dieſen 


d letzten Tagen mit antiker Schärfe und Weisheit ausgeſprochen haben. 


Aber die Regierung bedarf, während ſie allen ihren Eifer der römiſchen 
Frage zuwendet, welche die Parteien und Factionen zu verſchiedenen Zwecken 
ausbeuten, aller ihrer moraliſchen Autorität und des ganzen Verkrauens 
der Bevölkerung. Sie hat das Bewußtſein, ſich deſſelben nicht unwürdig 
gemacht zu haben, und hofft, Angeſichts des Ernſtes der Ereigniſſe, daß ihr 
Werk nicht durch unbedachte Ausbrüche oder lärmende Kundgebungen geſtört 
werde, in denen die Katholiken einen Grund finden könnten zum Mißtrauen 
gegen die wahren Gefühle der Italiener indem fie dieſelben falſch auffaßten, 
oder zum Zweifel an die Autorität der Regierungsgewalt, die eine von Allen 
gewünſchte und für Alle nothwendige Garantie ift. 

„Wollen Sie, Herr Präfect, die öffentliche Meinung der Provinz, welche 
Sie verwalten, in der Art aufklären, daß fie nicht von den Regeln der 
Mäßigung abweiche oder darüber hinausgehe, und Ihre ganze Autorität 
gebrauchen, um zn verhindern, daß man dieſe Manifeftationen erneuere, 
welche das Gouvernement, als einer großen und ſtarken Nation nicht zu⸗ 
kommend, betrachtet, die jo conſtituirt iſt, daß fie durch Vermittelung ibrer 
Repräſentanten ihre Wünſche und Abſichten ausdrücken kann. 


[Die antipäpſtlichen Demonſtration en.] Ricaſoli iſt entſchloſſen, 
die Gerichte gegen die Hauptperſonen der Kundgebungen gegen Rom, 
ſo weit die Geſetze es geſtatten, einſchreiten zu laſſen. Der Anfang 
wurde mit dem garibaldiſchen Feld-Caplan, dem Pater Pantaleo, 


und bei Ihrer Rückkehr 


gemacht, der als Theilnebmer an der mailänder Kunddebung am 
9. Februar in Unterſuchung gezogen ward. Die „Trieſt. Ztg.“ berich⸗ 
tet über dieſen Fall Folgendes: „In Mailand wollte bei dieſem An- 
laſſe ein Pöbelhaufe durchaus eine Predigt des bekannten Paters Pan⸗ 
taleo hören, und zwar in der Domkirche. Da die Thore derſelben ge: 
ſchloſſen waren, ſo ſtieg der Pater mittelſt einer Leiter ein und hielt 
von der Kanzel herab eine kurze Anſprache an die Menge.“ Daß die⸗ 
ſen Kundgebungen ein gemeinſamer Plan zu Grunde liegt, erhellt aus 
ihrer Gleichzeitigkeit; an demſelben 9. Februar proteſtirte die Bevölke⸗ 
rung in Genua, Livorno, Mailand, Modena, Neapel und Palermo, 
nachdem Ricaſoli am 4., alſo ſofort nach der erſten Kundgebung in 
Florenz, ſein abmahnendes Rundſchreiben an die Präfecten erlaſſen 
hatte. In den italieniſchen Theatern werden patriotiſche Lieder, und 
beſonders die Garibaldiade, geſungen. In Reggio traf die Kuud- 
gebung gegen Rom mit zahlreichen Verhaftungen zuſammen; man 
hatte wieder ein bourboniſtiſches Comite entdeckt, und unter anderen 
Papieren Verzeichniſſe der Liberalen gefunden, die gebrandſchatzt wer⸗ 
den ſollten. N 

Turin, 15. Febr. Der „Moniteur Unioerſel“ ertheilt der ita⸗ 
lieniſchen Nation eine Verwarnung und dem Cabinet gleichzeitig eine 
Belobung. Das officielle Organ der franzöſiſchen Regierung ſchreibt: 
„Die aus Italien einlaufenden Nachrichten legen mehr und mehr Zeug⸗ 
niß ab von der Nothwendigkeit, in der ſich die kaiſerliche Regierung 
befand, die gefegmäßige Ordnung in einem Lande wieder herzuſtellen, 
das zu leidenſchaftlichen Aufwallungen jeder Art geneigt iſt.“ 

Wie feſt man im großen Publikum an die baldige Gewinnung 
Roms glaubt, geht daraus hervor, daß ſich trotz aller von der Mu⸗ 
nicipalität gebotenen Vortheile keine Bauunternehmer in Turin finden 
laſſen. Die Bevölkerung der proviſoriſchen Hauptſtadt Italiens iſt 
nämlich ſo unverhältnißmäßig ſchnell angewachſen, daß die Miethpreiſe 
eine ganz unglaubliche, ſelbſt in Paris nicht gekannte Höhe erreicht 
haben. Da nun aber die Verlegung des Hofes wieder einen ſtarken 
Abfluß von Einwohnern nach ſich ziehen würde, fo will Niemand fein 
Geld in Häuſerbauten anlegen. 

Aus Rom, 11. Febr., wird laut einer marſeiller Depeſche ge: 
meldet, daß „Cialdini Befehle zu Truppen⸗Concentrationen in 
Umbrien ertheilt habe, und daß die Beſatzung in Orvieto verfiärkt 
werde.“ 

Der „Lombardia“ zufolge zählte die Proteſtation der Mailänder ge⸗ 
gen die Worte des Cardinals Antonelli am 11. Febr. bereits über 
24,000 Unterſchriften. 

[Symptome in Italien.] Die offizielle „Donauztg.“ ſchreibt: 
Aus Neapel liegen bedeutungsvolle Nachrichten vor, die, wenn ſie ſich 
beſtätigen, die Vorläufer großer Ereigniſſe ſein dürften. Die piemonte⸗ 
ſiſchen Truppen, heißt es, werden die Hauptſtadt des Königreichs Neapel 
verlaſſen, die Obhut über dieſelbe in die Hände der Nationalgarde 
legen und ſich am Garigliano und auf der Ebene von Capua con- 
centriren. Die Räumung ſollte am 12. Februar vollendet ſein. Nur 
eine dringende, unabweisbare Nothwendigſeit kann zu ſolchen extremen 
Maßregeln Veranlaſſung bieten; dieſe Nothwendigkeit kann einzig und 
allein durch die Fortſchritte der Contre-Revolution gegeben ſein, und 
von dieſen Fortſchritten ſoll die Journaliſtik Nichts mehr berichten. 
Wenigſtens hat der Präfect die Repräſentanten derſelben ſammt und 
ſonders berufen und ihnen Schweigen über den Stand des Briganten⸗ 
thums aufgelegt. Mittlerweile gehen die Dinge aber doch ihren Gang, 
die Gefechte in den Provinzen erneuern ſich ohne Unterlaß, und der 
Winter, von dem man meinte, er werde die Briganti zu Paaren trei⸗ 
ben, geht vorüber und läßt ſie in unverminderter Stärke den fremden 
Eindringlingen die Stirn bieten. So haben ſie ſich am 27. v. Mts. 
mit Erfolg in der Capitanata am Gargano geſchlagen, und bei S. Se⸗ 
vero ſtehen fie fo maſſenhaft, daß fie den Verkehr mit der Hauptſtadt 
der Provinz beherrſchen und nach Gutdünken abſchneiden. Am 1. Fe⸗ 
bruar haben die Piemonteſen bei Serrapriola eine ernſte Schlappe er⸗ 
litten, während Tags zuvor ein Angriff bei Iſernia auf die Snfur: 
genten, die man aus ihrer Poſition werfen wollte, fruchtlos blieb. 
Die Briganti erhalten Zuzüge von der Land- und Seeſeite ber und 
dürften mit dem Beginn des Frühjahres den Piemonteſen ernſte Auf: 
gaben ſtellen. 


Die amtliche „Turiner Zeitung“ hat bekanntlich vor wenigen Tagen 
jede Mitſchuld der Regierung an den jetzt auf der Tagesordnung ftes 
henden antipäpſtlichen Demonſtrationen, wie ſie in verſchiedenen italie⸗ 
niſchen Großſtädten neuerer Zeit in Scene geſetzt werden, in Abrede 
geſtellt. Dagegen wollen nun Eingeweihte behaupten, dieſer Proteſt 
ſei eben nur eine neue Variation des alten Thema's; man ermuntert 
die politiſchen Parteien, giebt den Führern geheime Inſtractionen, läßt 
fie gewähren und iſt ſtets bereit, den Vortheil zu nehmen, wo er ſich 
bietet. So behauptet unter Anderem der „Meſſager du Midi“ ge— 
radezu, die Demonſtrationen ſeien durch ein confidentielles Rundſchreiben 
Ricaſoli's an die Präfecten hervorgerufen und darum auch in ganz 
gleichförmiger Weiſe an den verſchiedenſten Orten organiſirt worden. 

In dieſem Sinne ſpricht ſich der „Semaphore de Marſeille“ aus, 
wenn er jenes Rundſchreiben erwähnt und als Veranlaſſung deſſelben 
den geheimen Wunſch der Regierung angiebt, zu einer Haupt- und 
Staatsaction gezwungen zu erſcheinen. Die plötzliche Annäherung 
zwiſchen Ricaſoli und dem bekannten Freiſchärlerführer Nicotera läßt 
dieſe Auslegung ſehr plaufibel erſcheinen. Daß man übrigens den 
Schein möglichſt lange zu wahren ſuchen wird, verſteht fich nach allen 
Antecedentien von ſelbſt, und Herr Ricaſoli iſt klug und weiſe genug, 
um einerſeits Demonſtrationen zu veranſtalten, bei denen ſtürmiſch nach 
dem Beſitze Roms und Venetiens verlangt wird, andererſeits aber durch 
die officiöſe „Opinione“ unter Anderem verſichern zu laſſen, daß die 
mexicaniſche Candidatur ganz unabhängig von jeder anderen politiſchen 
Combination und namentlich durchaus nicht ſolidariſch mit der vene— 
tianiſchen Frage ſei. Es mag immerhin gut ſein, Act von dieſer Er⸗ 
klärung des officiöſen Blattes zu nehmen. 

[Enthüllungen aus Cavour's Leben. III.] Paris, 14. April 1856. 

Theurer Collega! 

Ich habe den Kaiſer geſehen, und hatte mit ihm ein ähnliches Geſpräch 
wie jenes ſeiner Zeit mit Clarendon, nur etwas weniger ſchwunghaft. Er 
nahm es ſehr gut auf, aber fügte bei, daß er Hoffnung habe, Oeſterreich 
auf gemäßigtere Anſichten zu bringen. Er erzählte mir, dem Grafen Buol 
Sonntag dei der Tafel geſagt zu haben, wie leid es ihm thue, ſich bezüglich 
der italieniſchen Frage mit dem Kaiſer von Oeſterreich im directen Gegen⸗ 
ſatze zu befinden; daß in Folge dieſer Erklärung Buol zu Walewski gegan⸗ 
en ſei, um zu betheuern, das Verlangen Oeſterreichs ſei dahin gerichtet, in 

llem dem Kaiſer zu entſprechen, es habe keinen anderen Alüirten als Frank⸗ 
reich und ſehe ſich deshalb genöthigt, feine Politik feinen (des Kaiſers) Wün- 
ſchen gemäß einzurichten. Der Kaiſer ſchien zufriedengeſtellt von dieſen Ver: 
ſicherungen der Wohlgewogenheit und wurderbolte, daß er davon Gebrauch 
machen werde, um von Deſterreich Zugeſtändniſſe zu erhalten. Ich gab vor, 
dem keinen Glauben zu ſchenken, und beſtand auf der Nothwendigkeit, eine 
fefte Haltung zu zeigen, und um damit zu beginnen, ſagke ich ihm, ich hätte 
einen Proteft vorbereitet, welchen ich morgen dem Gr. Walewki geben wolle. 
Der Kaiſer ſchien ſehr nachdenklich zu werden (esitare molto), endigte mit 
den Worten: Gehen Sie nach London, verſtehen Sie ſich gut mit Palmerſton 
kommen Sie mich zu ſehen. Der Kaiſer muß wirk⸗ 
lich mit Buol geſprochen haben, denn der Letztere kam am Schluß der 
Sitzung zu mir, und machte tauſend Verſicherungen über die guten Abſichten 
Seſterreichs wider uns, ſagte, er wolle im Frieden leben, er trete unſeren 
Inſtitutionen nicht 5 entgegen, und ähnliche andere Dinge. Ich er⸗ 
widerte ihm, von dieſem Wunſche habe er während feines Aufenthaltes in 


ſtrebungen nach beiden Seiten hin gern compromittiren möchte. 


Von der polniſchen Grenze, 16. Febr. 


Paris keine Btaben gegeben, und ich teile ab mit der Ueberzeugung, daß 
unſere gegenſeitigen Beziehungen noch ſchlechter ſeien als früher. Die Con⸗ 


verſation dauerte lange, und war ſehr lebhaft, es wäre zu lang, um ſie um⸗ 


ſtändlich zu erzählen. . 

Wir wechſelten viele Wahrheiten, doch in höflicher und freundlicher Art. 
Beim Abſchied ſagte ich: Ich reiſe mit dem Bedauern zu ſehen, das unſere 
Verhältniſſe ſich verſchlimmert haben, das benimmt mir jedoch nicht die Hoff⸗ 
nung. Bewahren Sie unſeren Beziehungen gleich mir, „eine angenehme 
Erinnerung“. Er drückte mir gerührt die Hand, indem er ſagte, laſſen Sie 
hoffen, daß wir auch in der Politik nicht immer Feinde bleiben werden. 
Aus dieſen Worten ſchließe ich, daß Buol über die Kundgebungen zu un⸗ 
ſeren Gunſten und vielleicht auch von den Worten, die der Kalſer an ihn 

erichtet, betroffen war. — Orloff machte mir tauſend Verſicherungen von 
fen anerkannte gleich mir, daß der Zuſtand Italiens unerträglich 
ei, und gab mir gewiſſermaßen zu verſtehen, daß ſeine Regierung gerne zur 
Verbeſſerung deſſelben beigetragen hätte. 0 » 

Auch der Preuße ſprach ſchlecht von Oeſterreich. Im Ganzen ift, wenn 
wir auch praktiſch nichts gewonnen, gegenüber der öffentlichen Meinung der 
Sieg ein vollſtändiger. Buol ſagte mir, er habe das Anſinnen geſtellt, da⸗ 
mit dem „Espero“ eines alten Artikels wegen der Prozeß gemacht werde... 

Dieſen Brief ſollte Ihnen Someiller bringen, da ich ihn aber nicht 


ſchließen konnte, ſo übergebe ich ihn Nigra, welcher unmittelbar nach Turin 


zurückkehrt. 

Ich halte es für zweckmäßig, den Friedenstractat nebſt allen Protokollen 
von der königlichen Druckerei in Druck legen zu laſſen, um die Vertheilung 
an die Kammer zu vewirken, ſobald die Nachricht von der erfolgten Ratifi⸗ 
cation nach Turin gelangt 


Sollten Sie mir ſchreiben, ſo richten Sie Ihre Briefe nach Paris unter 


Band mit der Adreſſe des Villamaring. in 
Ich verbleibe mit dem Gefühle der Zuneigung Ihr Freund C. Cavour. 


Ruſ land. 


O Warſchau, 14. Febr. 
geſtern vom Erzbiſchof gehaltene Rede in der Kathedrale nach Entſie⸗ 
gelung derſelben iſt von Zuhörern aufgeſchrieben und circulirten eine 
Maſſe von Abſchriften mit kleinen Variationen in der Stadt. Sie 
enthält manches Wichtige und Intereſſante, das ich Ihren Leſern mit⸗ 
zutheilen nicht unterlaſſen darf. Nachdem der Erzbiſchof über Gebet 
überhaupt und deſſen wohlthätige Wirkung, ſowie über das Beten im 
Gotteshauſe geſprochen, fügte er hinzu: Ich muß einen reizbaren und 
äußerſt wichtigen Gegenſtand berühren. Wenn Euch nämlich Jemand 
zu Gott zu beten verbieten ſollte, um ihm die Bedürfniſſe Eures Her⸗ 
zens vorzuſtellen, wenn Euch irgend eine Regierung das Beten unter⸗ 
ſagen ſollte, ich würde Euch zurufen, gebet dieſer Regierung kein Ge⸗ 
hör, denn die Pflicht gegen Gott iſt ſtärker als die gegen Menſchen. 
Wenn Euch irgend eine Regierung für das Vaterland zu beten hindern 
ſollte, für das uns Allen ſo liebe Vaterland, ich würde Euch ebenfalls 
ſagen, gebet dieſer Regierung kein Gehör. Sollten wir für das Vater⸗ 
land und deſſen Glück nicht mehr beten dürfen, ſo würde ich zu Gott 
flehen, daß er mich von dieſer Erde nehme; ich würde zu ihm beten, 
daß unſere Mütter unfruchtbar werden ſollen u. ſ. w. Aber das Be⸗ 
ten für das Vaterland kann uns Niemand wehren, und unſere Regie⸗ 
rung wehrt uns auch dieſes nicht. Allein es giebt gewiſſe von der 
Kirche nicht fanctionirte Lieder, deren Singen wir durchaus abſtellen 
müſſen. Ich beſchwöre Euch im Namen des Vaterlandes und deſſen 
Glückes, unterlaßt das Singen der verbotenen Lieder. Dieſe Lieder 
hatten ihr Gutes, daß fie den hͤchſten Behörden unſere Wünſche über- 
brachten; nun aber kennen dieſe Behörden dieſe Wünſche. Ich bringe 
Euch Hoffnung und Troſt, indem ich Euch verſichere, daß der Monarch 
unſere Wünſche zu erfüllen ſich ſehnt. Ich habe den Monarchen geſpro⸗ 
chen, viel und lange geſprochen, und die Verſicherung erhalten, daß er 
weder unſere Nationalität, noch unſere Religion angreifen will, und daß 
ſeine Verheißungen erfüllt werden ſollen. Die einzige Bedingung, die 
der Monarch ſtellt, iſt die Beruhigung des Landes und das Einſtellen 
des Singens jener Lieder. Und darum Brüder, beſchwöre ich Euch im 
Namen Gottes, und flehe Euch für das Glück unſers Landes an, ſinget 
nicht jene Lieder mehr! Ihr ſaget vielleicht, daß ſchon manche Verhei⸗ 
Bungen vom Monarchen Euch nicht gehalten wurden, ich aber verſichere 
Euch, daß ſie dieſesmal in Erfüllung gehen werden. Fügen wir uns 
übrigens den Umſtänden und laden nicht auf uns den Vorwurf, daß 
durch unſere Schuld jene Verheißungen nicht in Erfüllung gegangen, 
und daß wir es ſind, welche die Rettung unſerer leidenden Brüder 
verhindern. — Leugnen wir es auch nicht, daß das Singen dieſer Lie⸗ 
der eine zu ſtarke Leidenſchaftlichkeit angefacht und viel Unheil verur- 
ſacht hat u. ſ. w., u. ſ. w. Trauet mir, und wer mir trauet, der 
knie hin, und ich will Euch ſegnen!“ Die Anweſenden fielen auf die 
Knie bis auf einige, die es nicht thaten, und ſogar durch Mienen ihren 
Unwillen merken ließen. Es heißt aber, daß dieſe Einigen von der 
Polizei dazu veranlaßt waren. So viel ſcheint gewiß, daß der hieſi⸗ 
gen Militärpartei das unmittelbare Verhältniß Felinski's zu Petersburg 
ein Dorn im Auge iſt, und daß fie ihn und feine verfühnenden Be: 
Be⸗ 
zeichnend hierfür iſt es, daß das Regierungs-Organ, der „Dziennik 
Powszechny“, bis jetzt noch kein Wort über den Erzbiſchof gebracht 
und deſſen Ankunft nicht einmal angezeigt hat. — Durch die Worte: 
„Rettung unſerer leidenden Brüder“, hat der Erzbiſchof augenſcheinlich 
zu verſtehen geben wollen, daß den Verbannten eine Amneſtie bevorſteht. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 


Weimar, 15. Febr. Nachm. Die Kammer hat die von 
dem Abgeordneten Fries beautragte Adreſſe einſtimmig an⸗ 
genommen. Dieſelbe ſpricht ſich für Einführung einer deut⸗ 
ſchen Centralgewalt mit einem deutſchen Parlament aus und 
berührt die heſſiſche und ſchleswig⸗holſteiniſche Angelegenheit. 
Der grofherzogliche Staatsminiſter hatte die nationale Po⸗ 
litik der Regierung in Uebereinſtimmung mit dem Adreſient⸗ 
wurf in einer ausfühlichen Rede entwickelt. 

London, 16. Febr. Nach Berichten aus Newyork 
vom 2. d. würde Banks zum Marineminiſter ernannt wer⸗ 
den. In Norfolk und Nichmond herrſchte in Folge der Ex⸗ 
pedition des General Burnfide ein paniſcher Schrecken. 

Brüſſel, 18. Febr. Nach der „Independance“ hat in 
Paris die Adreßeommiſſion die Reihenfolge der Fragen über 
die äußere Politik feſtgeſtellt, darunter eine, die Keuntniß⸗ 
nahme der Vergleichsvorſchläge fordert, wie fie die Negie- 
rung nach der Depeſche Thouvenel's zur Verſöhnung Noms 
mit Italien vorzulegen beabſichtigt hatte. 

Nach Be⸗ 


richten aus Warjchan vom geſtrigen Tage hat der amtliche 
„Dziennik“ 143 Verurtheilungen publizirt für Betheiligung 
an den Unruhen vom Anfange des Kriegszuſtandes bis zum 
27. Januar d. J. 

—.— 14. Sebruar 10 Uhr Abends. In der heutigen Sitzung des 
Oberhauſes theilte Graf Ruſſell auf eine Anfrage des Grafen Stanpope mit, 
daß der Regierung keine neuere officielle Mittheilungen über Verſenkungen 
von Steinſchiffen bei Charleſton zugegangen ſeien. Die Regierung habe in 
Washington erklärt, daß fie eine permanente Zerſtörung der ſüdlichen Häfen 
nicht für gerechtfertigt erachtet, und habe die Bundesregierung erwidert, daß 
fie eine permamente Zerſtörung nicht beabſichtige. a 

London, 14. Febr. 11 Uhr Abends. In der heutigen Sitzung des Un⸗ 
terhauſes beantwortete Lord Palmerſton die Anfrage des Herrn Forſter da⸗ 
bin: daß die mit Belgien ſchwebenden Unterhandlungen über einen Handels⸗ 
vertrag, England auf den Fuß der begünſtigtſten Nation ſtellen würden. Die 


[Anſprache Felinski's.] Die 
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belgiſche Regierung lege die größte Bereitwilligkeit an den Tag, dem engli⸗ 
ſchen Handel jede Rückſicht angedeihen zu laffen. 

London, 15. Februar. Die Kronprinzeſſin von „breuhen kam geſtern 
um halb zwölf Uhr Mittags direkt zu Schiff in Osborne an. Am Lan⸗ 
e ward ſie von der Prinzeſſin Alice und dem Prinzen Arthur 
empfangen. 

Kopenhagen, 14. Febr. Heute fand im Reichrath die Discuſſion über 
die Zulagebewilligung für das Miniſterium des Auswärtigen ſtatt. Heltzen 
hob die Wichtigkeit einer Anknüpfung diplomatiſcher Verbindungen mit China 
und Japan hervor. Blixen⸗Finecke fragte, warum keine Ausgabe für eine 


die Darſtellung der Geſpräche mit dem engliſchen Geſandten, wie ſie im 
Blaubuch des engliſchen Parlaments enthalten, als authentiſch anerkenne. 

Der Miniſter des Auswärtigen antwortete, daß in Italien über die Form 
der Repräſentationen im Norden noch Verhandlungen obſchwebten, deren Re⸗ 
ſultat man erſt abwarten müſſe. Die Darſtellung des engliſchen Geſandten 
ſei genau, der Natur der Sache nach fei es aber unmöglich, ein vollſtändig 
getreues Bild der mündlich geführten Geſpräche zu geben. Die Regierung 
verhandele durch die Aan der Niederlande wegen eines Traktats 
mit Japan und hoffe, mit Hilfe Englands an einer erweiterten Handelsfrei⸗ 
heit in China betheiligt zu werden. 


Tſcherning, Ankjär, Stan, Tuxen, Frieſenborg, Krieger, H. und A. Hager 
und Treſchow. } | 8 r us 
Deſſau, 15. Febr. Die Forderung der deſſauer Regierung an die bie 
ſige Creditanſtalt wird am 20. d. M. executionsreif. Um Abpfändungen im 
Particular⸗Intereſſe zu vermeiden, iſt die Anmeldung des Concurſes ſeitens 
der Creditanſtalt wahrſcheinlich. (S. Nr. 79 d. 3.) 
Frankfurt a. M., 15. Febr. Die Verhandlungen der Darmſtädter 


B. von 560,000 Fl. find als geſcheitert und abgebrochen anzuſehen. 
ie Forderung wird nunmehr gerichtlich beigetrieben werden. 


— . ̃ ̃ ̃᷑ . nn m mn ng 


Breslau, 14. Febr. Heute fand eine Sitzung des Verwaltungs⸗ 
rathes der Breslau-Schweidnig-Freiburger Eiſenbahn zum Zwecke der 
Feſtſetzung der Dividende pro 1861 ſtatt. Nachdem 120,000 Thlr. 
dem Erneuerungsfonds aus den Betriebseinnahmen zugewieſen worden 
find, geſtatten dieſe die Zahlung einer Dividende von 63 pCt., in wel⸗ 
cher Hoͤhe ſie denn auch feſtgeſetzt wurde. 

Der Verwaltungsrath hat bei dieſer Gelegenheit die ſchleunige Ein⸗ 
berufung einer außerordentlichen General⸗Verſammlung beſchloſſen, die 
ihre Genehmigung zum Bau einer Bahn von Waldenburg oder Frei⸗ 
burg über Liebau an die Landesgrenze ertheilen ſoll. Dieſe circa vier 
Meilen lange Bahn würde mittelſt der Freiburger Bahn den Oſten 
mit dem Weſten und mit Süddeutſchland über Prag und Pilſen in 
die direkteſte Verbindung bringen. (B. u. H.⸗3.) 

Löwen, 12. Febr. [Nat ionalverein.] Auch in unſerer kleinen 
Stadt hat ſich ein Nationalverein gebildet, welcher direkt mit Coburg cor⸗ 
reſpondirt, und das Generalſecretariat legt demſelben eine jo große Bedeu⸗ 
tung bei, daß es einen beſondern Agenten für Löwen und Umgegend in 
der Perſon des Schriftſtellers H. Th. König ernannt hat. Die Mitglieder⸗ 
zahl beträgt für den Augenblick 28, (alſo ſchon mehr als in Brieg) und iſt 
noch in raſchem Steigen begriffen. Von entſchiedener Wichtigkeit iſt der 
Umſtand, daß ſich unter den Mitgliedern bereits drei größere Grundbe⸗ 
ſitzer und fünf Ruſtikalbeſitzer befinden. 

= ch = Oppeln, 16. Febr. [Eisverſetzung.] Die groß⸗ 
artige Eisverſetzung in der Malapane bei Kollanowitz iſt insbeſondere 
durch die nur 20 Fuß weiten Felder der Kollanowitzer-Brücke herbei⸗ 
geführt worden; die an derſelben ſich aufſtauenden Eismaſſen zwangen 
binnen Kurzem das herankommende Waſſer, ſich über das niedrige rechte 
Ufer einen Ausweg zu ſuchen. Auf Anordnung des königl. Bau⸗Inſpectors 
Saſſe iſt unter Anwendung von Kanonenſchlägen mit der Aufeiſung 
der Malapane und der Kollanowitzer-Brücke vorgegangen und in 
den Eismaſſen von der Brücke aus ein etwa 1 Ruthe breiter Kanal 
nach oberhalb geſchlagen worden, damit bei dem zu erwartenden Eis⸗ 
gange die Eisverſetzung kein Hinderniß bietet. Von wie weſentlichem 
Nutzen die Aufeiſung begleitet iſt, geht daraus hervor, daß, nachdem 
eine kurze Strecke des Kanals geſchlagen war, das Waſſer oberhalb 
bald darauf um 3 Fuß gefallen war. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Luft- 


Barometer Allgemeiner 


Stationen. 


bei 0 Gr. R.] Temperatur, Wind. | Wilterungs- 
Par. Maß.] Reaumur. Zuſtand. 
Wien 2711,66 | +0,2 ı WNM. I. Bedeckt. 
Paris. 28 2,54 | +19 | DSD. 1. Ziemlich bedeckt. 
FA Greenwich 28 121 | +16 ONO 1. Bedeckt. 
2 8 [Petersburg 28 0,06 | —22,2 Windſtill. Bewölkt. 
2 Moskau 27 1,64 | —11,0 NO. 4. Bedeckt. 
Madrid .. 2711,57 3,1 N. 1. Heiter. 
2 Berlin 2710,55 —4,0 8 Heiter. 
> (Königsberg.. . . 28 3,65 —12,9 | NO. 1 Heiter. 
FA Breslau 11,57 | —65 N. 0, Heiter. 
E/ Löln ..... 28 1,78 +09 [WRW. 1.] Bedeckt. Nebel. 
3% Frankfurt a. M.] 2711,13 -+0,6 — Trübe. 
Breslauer Sternwarte. 
15. Febr. 10 U. Abds.] 27 10,14 —6,6 SO. 1. Heiter. 
16. Febr. 6 U. Morg.] 27 9,25 | — 20 S. 1. Trübe. 
2 Uhr Nachm. | 27 9,09 +0,65 ⁵W. 1.1 Trübe. 
16. Febr. 10 U. Abds.] 27 9,54 --0,2 W. I. Trübe. 
17. Febr. 6 U. Morg.] 27 9,16 | —0,6 S. 1. Bedeckt. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Farles 15. 105 Nachm. 3 Uhr. Borſe geſchäftslos. Die Zproz. be: 
ann zu 71, 20, hob ſich auf 71, 25 und ſchloß in träger Haltung zur Notiz. 

onſols von Mittags 12 Uhr waren 93% eingetroffen. Schluß⸗Courſe: 
Zproz. Rente 71, 15. Aale Rente 100, 80. Zprz. Spanier 47%, Iproz. 
Spanier 43. Silber⸗Anleihe —. t 
Credit⸗mobilier⸗Attien 772. Lombard. Eiſenbahn⸗Altien 550. 
e = Fer, Nachm. 3U5 

ondon, 15. r., Nachm. r. h 7 ien 

Conſols 93. proz. Spanier 43%. Mexikaner 35. Sardinier 79%. 
Sproz. Ruſſen 295 4 prz. Ruſſen 92%. 

Wien, 15. Febr., Mitt. 12 Uhr 30 Min. Schwächere Haltung. proz. 
Metall. 70, 30. 4“ proz. Metall. 61, 50. Bank⸗Aktien 829. Nordbahn 
216, 50. 1854er Löbſe —, —. National⸗Anleihe 84, —. Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert. 280, —. Creditaktien 199, 60. London 138, 10. Hamburg 
102, 80. Paris 54. 70. Gold — —. Silber —, —, Clifabetbahn 158, —. 
Lomb. Eiſenbahn 273, —. Neue Looſe 126, —. 1860er Looſe 90, 75. N 

e a. M., 15. Febr., Nachm. 2 Uhr 30 Min. Wiener niedri⸗ 
gere Notirungen gaben den Impuls zu weiterm Rückgange öſtr. Effekten. Schluß⸗ 
Courſe: Ludwigsh.⸗Bexbach 130%. Wiener Wechſel 85%. Darmſt. Bank: 
Aktien 200%. Darmſt. Zettelbank 249%. öproz. Metall. 50. 4 proz. 
Metallig. 43%. _ 1854er Looſe 62. Beſterreich. National⸗Anleihe 59%. 
Deſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 237. Oeſterr. Bant-Antheile 605. 
Oeſterr. Credit⸗Aktien 168 Neueſte öſterr. Anleihe 65%. Oeſt. Eliſabet⸗ 
bahn 114. Rhein⸗Nahe⸗Bahn 25%. Mainz⸗Ludwigsh. Litt. A. 116%. 

Hamburg, 15. Februar, Nachm. 2 Uhr 30 M. Flaue Stimmung. 
Schſuz⸗Courſe: National⸗Anleihe 59%. Oeſterr. Credit⸗Aktien 70%. 
Vereinsbank 101%. Norddeutſche Bank 94. Rheiniſche 907. Nordbahn 
58½. Disconto — Wien —, — Petersburg -- 5 

Hamburg, 15. Febr. [Getreidemarkt.] Weizen loco kleiues De⸗ 
tailgeſchäft, ab auswärts unverändert. Roggen loco etwas niedriger, ab 
Oſtſee unverändert. Del pr. Mai 27/4, pr. Okt. 26%. in unveräns 
dert. Schwimmende Ladung Santos 4200 Sad i 374, für Holland ver⸗ 
kauft. Die Paſſage über die Elbe nach Harburg iſt noch immer geſtört. 
Liverpool, 15. Februar. [Baumwolle.] 12,000 Ballen Umſatz. — 
Preiſe ſteigend. 


Berlin, 15. Febr. Die Börfe hatte ſich heute von dem geſtern erlitte⸗ 
nen Echec noch nicht erholt, die Flauheit hielt im Gegentheil an, die Baiſſe 
machte zwar in der Coursbewegung durchſchnittlich keine erheblichen Fort⸗ 
ſchritte, dagegen fehlte alle Kaufluſt und war das Geſchäft ſelbſt weniger um⸗ 


Oeſterreich. 


Geſandtſchaft in Italien angeſetzt wäre und ob der Miniſter des Auswärtigen] 2 


Zu Mitgliedern des Finanzausſchuſſes wurden gewählt: Andrä, Hetzen, \ 


Bank mit der Deſſauer Credit⸗Anſtalt wegen der anderweiten Deckung der]! 


Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 507. R 


Silber 61%. Wetter ziemlich kalt. 8 


faſſend als geſtern. Die wiederum etwas matteren pariſer Courſe, auch 
nicht günſtige wiener Notirungen geſtatteten keine Repriſe, und wenngleich 
in einzelnen Momenten etwas mehr Feſtigkeit eintrat und Käufer ſich we⸗ 
nigſtens zu Geboten entſchloſſen, ſo hielt eine ſolche beſſere Stimmung doch 
ſelten länger als für Minuten aus. Namentlich ſchwankten öſterreichiſche 
Effekten und auch Eiſenbahnaktien zwiſchen flauer und feſterer Haltung. 
Prioritäten und Pfandbriefe waren ebenfalls ſchwer zu laſſen. Das An⸗ 
gebot war übrigens im Allgemeinen, keine Effektengattung ausgenommen, 
nicht eigentlich bedeutend, ſo daß eben jede, auch eine ſchwache, Regung der 
e ſofort Feſtigkeit veranlaßte. Der Geldmarkt blieb Kane, erg 
2 4 p U. H.⸗Z. 


Berliner Börse vom 15. Februar 1862. 


Fonds. und Geldseurse. 1880| F 

Freiw. Staats-Anleihol6y, 101%, bz. Oberschles. B. . 7% % 1121 B. 
Sbeste. Anl. von 1800 1 5. . 7% 130% à 130 ba 

62, 54, 88, 2 5e dito Prior A..| — 957 G. 

gie — 4 dito Prior E. — Ih 877% B. 

8 dito, id dito Prior C.. — er 
Stants-Schuld-Sch. ... dito Prior D.. 405 bz 
Präm.-Anl. von 1886 dito Prior E.. — 3% ½ baz 
Berliner Stadt- Opl. dito Prior F.. — “ 101 @ 
2 Kur- u. Noumärk. . Oppein-Tarnow. 3 37 B. 
8 dito dito Prinz-W. (St.-V.) 458 B. 
= | Pommersche . Rheinische .....» 4% A 191%, ä 92 ba. 
2 dito neus eito (St.) Fr. — TA 108%, G 
3 Pose nsch dito Prior... | — ! 4 193% B, 
dito dito III. En. | — 5 98 B. 
| dito neue Rhein-Nahebahn | — 24%, bz. 

chlesische ...... Buhrort-Orefald. | 3 2 86 G. 
2 (Kur- u. Noumärk, Starg.-Posener . 3% 34191 8. 
© |Bommersche ..... % Thüringer 6 113%, B 
E Posenscho Wunelme- Bahn. — 440% b 
J Preussische .. .... 2. dito Prior . — ! 4 89½% B 
3 | Westf. u. Rhein. .| A 98% bz. dito III. Em. | —- 4 —— 
Sächsische 499% bz dito Prior St.| — 14 37 G. 
7 G eh 100 B. dito dito — | 6 8“ ba. 

ouisdor . 1109 

Coldkronen . ...... . 6% 8 Preuss, und ausl. Bank-Aetien. 


Ausländische Fonds. — 
Oestorr. Metall.. . . 6 150% B. Berl. K.-Verein 4118 6 
dito Baer Pr.-Anl. | 4 6g G Berl.-Haud.-Gos. 8 ½ 4 |83 b 
dito naue 100-fl.-L. 60% B. Berl. W.-Ored. G.“ — 5 
dito Net-Aulebe . | 5 61, & % à 4 ba. . — 44787 bz 
dito Banku. n. W hr. — |72%, bz. Bramor — & 4103 ½% B 
Ruse.-engl, Auleihe . 5 98 ½ bz. Coburg, Credit-A.| — 464% B 
dito 6. Anleihe . 8 85 ½% etw ä ½% bz. Darms. Zettel-B. 724) 4 8% C. 
dito poln. Sch.-Obl.| 4 804, 4 % ba. Darmst.Credb.-A.| 44 lf 429% bz. 
Poln. Piandbriofe ...| 4 | — — Desa, Oreditb.-A. | — | A |" 47 8 im 
to III. Km.. 4 ſes n Disc. Cm.-Anthl. 6½ 4 00 55 
Pola. Obl. à 600 Fl. . 4 192%, bz Genf. Creditb.-A. 2 4 141% a U ba u.B 
dito a 300 FL.) 5 84% br Gerger Bank ...| 4 | 4 |17%, ba. 
dito à 200 FL.|—-123% © Mamb. Mrd. Baus 4 4 03½ B 
Poln. Banknoten . 84% G „ Ver. „ 4½ 4107 
Kurhosa. 40 Thür. 6% G. Hannov. „ 35% 41859, G. 
Baden 35 Fl... ......1132 B. ei 5 3 14 6914 etw. ba. 
N uxembrg. 7141986. 
Astien-Lausse, Magd. Priv. „ . 4 |89 bau 
KB E 5 4 03 bu. 
8 . erva-Bwg.- A. — 5 125% da u. G. 
Asch.-Düsseld. 3% 55 85% B. Oester. Ordtb.-A. 6 5 7% 4 77% à l bz. 
Asch.-Mastricht, | — 24 bz. Pos. Prov.-Bank 5% 4 92 77 B. 
Amst.-Retterdam ee Preuns. B.-Anthi| 6 4½ 12% bz 
Uorg.-Märkische 1108 104% bz. 7 2 b. 
2. 


8 Schl. Bauk-Ver. | 5 
4 1345 Th 


Barliu-Hambu 4116 B Weimar. Bank . A ; 
Berl,-Poted.-Mgd.| 9 | 4 155% bz A 
Berlin-Stettiner . 6%] 4 |125 bz Wsshsel-tiourse. 


Breslau-Froibrg. 5% 4 118 B Amsterdem 10 T. 142% b 
Cöln-Mindener .. 0 341167 da u G. e 2 1. 1121 Br 
Franz. St.-Eisenb. 4 134 à 133% bzu.B. Hamburg 8. TL. 151 ½ ba. 
Ludw.-Bexbach. 4 130 6. dito 2 M. eat bz. 
Magd.-Halberst. . 18% 4 268“ London 2 UM. s. 214, ta. 
Magd.-Wittenbrg.] 2 | 4 43 4 44 ba. enn 2 M. 704% 
Mairx-Ludw. A. 5% 4 |115Y, à 716 bz Wien österr. Währ.] T. 72½ ba. 
Meeltlenburger 2] 4 64 4 51%, d eee 2 M. 1½ ba. 
Müustor-Hammerf 4 | 4 Ist, a Augüburg zrser.r. M. 56. 26 G 
Neisse-Briegor ..| 25 464 hz Leipzig 00240300. 7.99% G. 
Niederschlos. ...| A | 4 |, bz Odyssee ae 2 M. 99 ½ G. 
N.-Schl.-Zweigb. 3. 41524, be. Frankfurt 8. M. . 2 M. 86. 28 d. 
Nordb. (FEx.-W.) 4 1531, 8081, U ba 0. Petersburg 3 W. 3% ba. 3 M. 92½ b. 
dito Prior. — 34 102 @. ö arsch T. 84 ½ bz. 
Oberschles. A. . . 7 3½138% & 136 ba. Bramen T. 100% 52. 
Berlin, 15. Febr. Weizen loco 65—81 Thlr. nach Qualität. 


und „ 36—39 Thlr. pr. 1750 Pfd. 
— Hafer loco 22—25 Thlr., ſchleſiſcher 24% Thlr. ab Bahn bez., Liefe⸗ 
cung pr. Febr. 23% Thlr. Br., Febr.⸗März dito, Frühjahr 23% Shit. Br., 
Mai⸗Juni 24 Thlr. bez., Juni⸗Juli 24% Thlr. bez. — Erbſen, Koch⸗ 


und Futterwaare 46—57 Thlr., Futterwaare 49 Thlr. pr. 25 Schfl. 
ez. — Rüb bl loco 12% Thlr. bez., Febr., Febr.⸗Mär er Me 
April 12% Thlr. bez. und Br., 12% Thlr. Gld., April⸗Mai 12½— 


Thlr. bez. und Gld., % Thlr. Br., Mai⸗Juni 127 — 7 
Gld., 12% Thlr. Br., Juni⸗Juli 13 Thlr. 
Oktbr. 12% Thlr. Br. — Leindl, loco 12% Thlr., Lieferung 12% Thlr. 
— Spiritus loco ohne Faß 17% Thlr. bez., Febr. und ey 17% 
Thlr. 15 Br. und Gld., März⸗April 17% — 4 — 7 Thlr. bez. und Ar. % 
Thlr. Gld., April⸗Mai 17%—%—% Thlr. bez. und Br., 1 Thlr Gld., 
e . e de 

Ihn r. bez., Br. un „ Juli⸗Augu — r. be 
und Br., 4 Thlr. Gld., Aug.⸗Septbr. 18% Shi. e 1 


* Breslau, 17. Febr. Wind: Sͤͤd⸗Weſt. Wetter: milde Luft. Ther⸗ 
mometer Früh 0“ Kälte. Die Getreidezufuhren und Angebote waren heute 
im Allgemeinen ſtärker, als die Nachfrage, eine weſentliche Preisänderung 
iſt jedoch nicht zu berichten. 

Weizen zeigte ſich ſchwächer gefragt als u Woche; pr. Söpfd. 
weißer 75— 90 Sgr., gelber 75—89 Sgr. — Für Roggen fehlt es nicht 
an Kaufluſt zu unveränderten Preiſen; pr. 84pfd. 55— 59 Sgr., feinſter 
60—61 Sgr. — Gerſte wenig Geſchäft; pr. 70pfd. weiße 40 — 41 Sgr., 
1 39 Sgr., gelbe 36 — 38 Sgr. — Hafer ſchwacher Umſatz; pr. 50pfd. 
chleſiſcher 23 — 27 Sgr. — Erbſen ohne Kaufluſt. — Wicken fehlen. — 
Die fete ohne Offerten. — Oelſaaten nicht angeboten. — Schlag⸗ 
ein feſter. 


Thlr. bez. und 
r., 12% Thlr. Gld., Septbr.⸗ 


Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Sch. 

Weißer Weizen 75—85—90 Wi cken 43—46—49 

Gelber Weizen 75—83—89 Bohnen 58—64—70 
ggen 55—58—61 Sgr. pr. Sada 150 Pfd. Brutto, 

erde ee 35—39—42 Schlagleinſaat . 155—170—190 

ae are —24—27 Winterraps 200—215—230 

ebfſen near. 45—55—62 Sommerrübjen.. 160 —170—186 


Von Kleeſaat waren die Angebote minder umfangreich, die Kaufluſt 
11.3 801 reger, rothe 7—9—11—12—13 Thlr., weiße 13—15—19 bis 
21—2 r. 

Thymothee ſehr matt, 7—8% Thlr. pr. Ctr. — Kartoffeln pr. Sad 
a 150 Se. netto 20—2 Sgr., pr. Metze —. 


Theater⸗Nepertoire. 

Montag, den 17, Febr. (Gewöhnl. Preiſe.) Zum Beneſiz für 
räul. Leontine Gericke. Neu einſtud.: „Der ſchwarze Domino.“ 
per in 3 Akten, nach dem Srangdfiihen des Scribe von Freih. v. Lichten⸗ 

ſtein. Muſik von Auber. (Lord Elfort, Hr. Weiß. Graf Juliano, Hr. Rieger. 
Horatio von Maſſarena, Hr. Böhlken. Gil Perez, Oekonom des königlichen 
Damen⸗Stiftes, Hr. Prawit. Angela, Fräul. Gericke. Brigitte, Fräul. Flies. 
Claudia, Juliano's Wirthſchafterin, Fräul. Weber. Urfula, eine Stiftsdame, 
Fräul. Olbrich ꝛc.) Y 

Dinstag, den 18. Febr. (Kleine Preiſe.) Zum vierten Male: „Gute 
Nacht, Hänschen, oder: Alles wird arretirt.“ Luſtſpiel in 5 Akten 
von Arthur Müller, 


1 Neue ſtädtiſche Reſſouree. 


Den geehrten Mitgliedern der neuen ſtädtiſchen Reſſource wird hierdurch 
bekannt gemacht, daß künftighin das Concert⸗Lokal erſt nach 1% 
uhr Nachm. geöffnet werden wird. Außerdem machen wir, um am 
dere Unannehmlichkeiten zu vermeiden, auf die genaue Beachtung der au 
den Mitgliedskarten abgedruckten SS des Geſellſchafts⸗ Statuts aufmerkſam. 
&[1272] Der Vorſtand der neuen ftädtifchen Reſſource. 


Verantwortlicher Redakteur: R. Bürkner in Breslau. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau, 


